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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

Mitteilung über das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zum Abkommen über Handel, Entwicklung 
und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Südafrika andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien 

zur Europäischen Union 

Das Zusatzprotokoll zum Abkommen über Handel, Entwicklung und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Südafrika andererseits anlässlich des Beitritts des 
Republik Kroatien zur Europäischen Union (1), zu dem die Notifizierungen am 29. Juli 2015 bzw. am 24. Februar 2016 
erfolgten, ist gemäß Artikel 7 Absatz 1 dieses Zusatzprotokolls am 1. März 2016 in Kraft getreten.  
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VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/451 DER KOMMISSION 

vom 16. Dezember 2015 

zur Festlegung allgemeiner Grundsätze und Kriterien für die Anlagestrategie und von Regeln zur 
Verwaltung des einheitlichen Abwicklungsfonds 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur 
Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und 
bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen 
Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (1), insbesondere auf Artikel 75 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 wird der einheitliche Abwicklungsfonds (im Folgenden „Fonds“) errichtet, 
dessen Eigentümer der Ausschuss für die einheitliche Abwicklung (im Folgenden „Ausschuss“) ist. 

(2)  Anhand der allgemeinen Grundsätze und Kriterien für die Anlagestrategie des Fonds sollten die wesentlichen und 
maßgeblichen Elemente der vom Ausschuss zu entwickelnden Anlagestrategie definiert werden. Die Anlageziele 
sollten eines dieser Elemente darstellen. Entsprechend der Anforderung an den Ausschuss, eine auf Sicherheit 
bedachte und vorsichtige Anlagestrategie zu verfolgen, sollte das übergeordnete Ziel darin bestehen, den Wert des 
Fonds zu schützen und den Liquiditätsbedarf zu decken. Jedoch können aufgrund der immanenten 
Charakteristika von Anlagen, aufgrund wechselnder Marktbedingungen und aufgrund des Zinsumfelds auch die 
sichersten und liquidesten Vermögenswerte zu negativen Renditen führen. In diesem Sinne sollte ein Verlust im 
Portfolio nicht als Verletzung der Anlageziele gelten. 

(3)  Nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 sind die Mittel des Fonds in Schuldverschreibungen der 
Mitgliedstaaten oder zwischenstaatlicher Organisationen oder in hochliquiden Vermögenswerten hoher Bonität 
anzulegen, wobei der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission (2) Rechnung zu tragen ist, in der 
Vermögenswerte hoher Liquidität und hoher Kreditqualität definiert und Anforderungen zu deren 
Zusammensetzung bestimmt werden. Daher sollten Vermögenswerte, die für Anlagen des Fonds in Frage 
kommen, sowie Kriterien für die Zusammensetzung des Portfolios unter Berücksichtigung der delegierten 
Verordnung (EU) 2015/61 festgelegt werden. Die grundsätzliche Eignung eines Vermögenswerts für 
Anlagezwecke sollte beim Ausschuss nicht automatisch zu einer Anlageentscheidung führen. Der Ausschuss sollte 
stattdessen in jedem Fall eine Bewertung von in Frage kommenden Vermögenswerten durchführen. Bei der 
Bewertung der Umsichtigkeit jeder Anlageentscheidung sollten mögliche Wechselwirkungen innerhalb des 
gesamten Anlageportfolios berücksichtigt werden. So könnte beispielsweise ein Vermögenswert einer volatilen 
Anlageklasse mit negativen Korrelationseffekten im Portfolio für sich genommen als zu risikoreich beurteilt 
werden, jedoch einen positiven Diversifizierungseffekt auf das Portfolio als Ganzes haben. Um zu dieser 
Bewertung zu gelangen, sollte der Ausschuss zwischen den verschiedenen Ebenen (Emittent, Anlagenklasse, 
Sicherheit) und Informationsquellen unterscheiden, die es ihm ermöglichen, die Liquidität, Bonität und 
Vereinbarkeit mit den Anlagezielen zu beurteilen. 

(4)  Es sollten Kriterien zur genaueren Regelung einer branchenspezifischen Diversifizierung vorgegeben werden. Um 
eine branchenspezifische Diversifizierung anwenden zu können, ist zunächst der Begriff „Branche“ zu klären. Aus 
praktischen Gründen sind für die branchenspezifische Klassifizierung nur die höchsten Ebenen heranzuziehen. In 
der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates (3) werden institutionelle Sektoren definiert, die herangezogen 
werden können, um die Anlagen des Fonds nach der Art der wirtschaftlichen Einheit zu diversifizieren. Darüber 
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hinaus wird in der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) eine 
statistische Systematik der Wirtschaftszweige aufgestellt, deren höchste Ebene (Abschnitt) dem Ausschuss 
geeignete Kriterien für eine Diversifizierung liefert. Schließlich sollten in Anbetracht des Auftrags des Fonds nicht 
nur direkte, sondern auch indirekte Risikopositionen gegenüber dem Finanzsektor begrenzt werden. 

(5)  Es sollten Kriterien zur genaueren Regelung einer geografischen Diversifizierung vorgegeben werden. Um eine 
ausreichend hohe geografische Diversifizierung zu gewährleisten, sollte der Ausschuss auf leicht zugängliche 
Kriterien zurückgreifen, und zwar auf die in Artikel 77 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 genannten 
Grundsätze, nach denen sich die Berechnung der Beitragsanteile für die in jedem teilnehmenden Mitgliedstaat 
niedergelassenen Institute bestimmt. In Anbetracht der Tatsache, dass sich diese Anteile nach der Größe der 
beitragenden Kreditinstitute und Wertpapierfirmen richten und an deren Risikoprofil angepasst werden, werden 
sie positiv mit der Größe und Tiefe der entsprechenden Finanzmärkte korreliert sein. Da andere Erwägungen 
zusätzliche Anlagen in einem teilnehmenden Mitgliedstaat rechtfertigen könnten, sollte ein Puffer eingeführt 
werden, um dem Ausschuss weiteren Ermessensspielraum einzuräumen und gleichzeitig ein Mindestmaß an 
Diversifizierung über eine ausreichende Zahl von teilnehmenden Mitgliedstaaten sicherzustellen. Da diese Anteile 
für Anlagen in nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten oder Drittländern nicht berechnet werden können, sollte der 
Ausschuss zudem für diese Anteile Begrenzungen festlegen, die denen für vergleichbare teilnehmende 
Mitgliedstaaten proportional sind. 

(6)  Es sollten Kriterien zur genaueren Regelung einer proportionalen Diversifizierung vorgegeben werden. Im 
Rahmen einer vorsichtigen Anlagestrategie ist es sinnvoll, wenn der Ausschuss die Risikopositionen gegenüber 
einer bestimmten Emission oder einem bestimmten Emittenten begrenzt und unterschiedliche Laufzeiten nutzt, 
um seine Anlageziele zu erreichen. Was einzelne Emissionen anbelangt, so werden Geldmarktpapiere mit einer 
Wertpapierkennnummer (ISIN) ausgegeben, die der jeweiligen Anlage des Anlegers (hinsichtlich Laufzeit, Betrag 
und sonstiger Merkmale) entspricht, so dass der Anleger zu 100 % Eigentümer des Wertpapiers ist, auch wenn er 
das gesamte Commercial-Paper-Programm nicht zu 100 % in seinem Besitz hält. Dies sollte bei der Festlegung der 
Obergrenzen für Risikopositionen gegenüber einer bestimmten Emission berücksichtigt werden. Da 
unwiderrufliche Zahlungsverpflichtungen einen bedeutenden Anteil am Gesamtbetrag der für den Fonds 
erhobenen Beiträge ausmachen können, sollte der Ausschuss bei der Überwachung des gesamten Konzentra­
tionsrisikos außerdem auch die zur Besicherung unwiderruflicher Zahlungsverpflichtungen gestellten Sicherheiten 
berücksichtigen. 

(7)  Angesichts der Notwendigkeit, eine vorsichtige und auf Sicherheit bedachte Anlagestrategie zu entwerfen, sollte 
der Ausschuss den Einsatz von Derivaten im Fonds begrenzen. Zur Minimierung des Gegenparteiausfallrisikos 
sollte der Ausschuss ausschließlich Derivate einsetzen, die über eine zentrale Gegenpartei gecleart werden, die 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) zugelassen oder 
anerkannt ist. Transaktionen mit bestimmten Zentralbanken könnten ebenfalls mit dem Ziel der Minimierung von 
Gegenparteiausfallrisiken im Einklang stehen, vorausgesetzt alle anderen Risiken, wie z. B Kreditrisiken, werden 
angemessen gesteuert. Angesichts der Tatsache, dass Derivate in der Regel von Kreditinstituten und anderen in 
Artikel 7 Absatz 4 der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 genannten Stellen emittiert werden, sollte das 
allgemeine Verbot, in von diesen Stellen emittierte Vermögenswerte zu investieren, das mit dieser Bestimmung 
aufgestellt wird, nicht für den Einsatz von Derivaten gelten. 

(8)  Der Ausschuss sollte sich bemühen, Währungsrisiken in einer Zusammensetzung aus verschiedenen Währungen 
der am Fonds beteiligten Mitgliedstaaten abzusichern, und zwar auf der Grundlage der finanziellen Leistungs­
fähigkeit des Fonds und der erwarteten Auszahlungen, die durch aktuelle Informationen, Annahmen und 
Stressszenarien zu bestimmen sind. Der Umfang der Absicherung und infolgedessen die verbleibenden offenen 
Währungspositionen sollten austariert werden, um das Währungsrisiko für den Fonds auf ein angemessenes und 
den Anlagezielen entsprechendes Maß zu begrenzen. 

(9)  Im Hinblick auf das Risikomanagement sollte der Ausschuss auf bewährte Praktiken zurückgreifen und interne 
Kapazitäten und Funktionen schaffen, um sie anwenden zu können. Die adäquate Messung von Risiken sollte ein 
wesentliches Element in diesem fortlaufenden Prozess sein. 

(10)  Wenngleich der Ausschuss befugt ist, über die Durchführung von Investitionen zu entscheiden und somit seine 
Anlagetätigkeiten teilweise auszulagern, sollte — unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses an der 
Fähigkeit des Fonds, jederzeit seinen Auftrag erfüllen zu können — jeglicher Konflikt mit der vom Ausschuss 
beizubehaltenden vorsichtigen und auf Sicherheit bedachten Vorgehensweise und mit seinen übergeordneten 
Anlagezielen vermieden werden. Der Ausschuss sollte Anlagetätigkeiten daher nur an Anbieter auslagern, bei 
denen es sich um nicht gewinnorientierte Organisationen handelt. Dies sollte Dienstleistungsanbieter und den 
Ausschuss nicht daran hindern, Dritte vertraglich mit der Erbringung von für die Ausführung notwendigen 
Dienstleistungen zu beauftragen. Des Weiteren sollten, unabhängig von jedweder Entscheidung, Aufgaben 
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auszulagern, die Verantwortung und die Aufsicht jederzeit beim Ausschuss verbleiben. Bei der Bezugnahme auf 
bewährte Geschäftspraktiken im Rahmen von Auslagerungen innerhalb des Finanzsektors sollte der Ausschuss, 
soweit möglich, vorhandene bewährte Praktiken berücksichtigen, wie z. B. die Outsourcing-Leitlinien des 
Ausschusses der europäischen Bankaufsichtsbehörden vom 14. Dezember 2006. 

(11)  Bis zur Annahme seiner ersten Anlagestrategie sollte es dem Ausschuss gestattet sein, zur Anwendung von 
Artikel 75 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 auf Zentralbankeinlagen zurückzugreifen. Desgleichen 
sollte es ihm gestattet sein, zur Bestimmung der prozentualen Begrenzung einer geografischen Konzentration 
nach Maßgabe der vorliegenden Verordnung Schätzungen heranzuziehen, solange noch keine aktuellen Daten zu 
ihrer Berechnung zur Verfügung stehen. 

(12)  In Anbetracht der Einzigartigkeit des Fonds könnte es erforderlich werden, die in der vorliegenden Verordnung 
festgelegten allgemeinen Grundsätze und Kriterien für seine Anlagestrategie sowie die Regeln für seine 
Verwaltung, nachdem der Ausschuss mit ihrer Anwendung begonnen hat, relativ bald nach ihrem Inkrafttreten zu 
überprüfen. Zu diesem Zweck sollte der Ausschuss der Kommission ein Jahr nach Errichtung des Fonds nach 
Maßgabe von Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 geeignete Informationen über die praktische 
Anwendung der neuen Vorschriften vorlegen. 

(13)  Diese Verordnung sollte ab 1. Januar 2016, und somit ab dem Tag gelten, an dem der Fonds gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 seine Tätigkeit aufnimmt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung enthält Vorschriften für die Anlage der Mittel des einheitlichen Abwicklungsfonds (im 
Folgenden „Fonds“) durch den Ausschuss für die einheitliche Abwicklung (im Folgenden „Ausschuss“) gemäß Artikel 75 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Sicherheiten mit niedrigem Risiko gemäß Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 806/2014, die nicht durch Rechte Dritter belastet, frei verfügbar und ausschließlich der Verwendung durch den 
Ausschuss vorbehalten sind. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck  

1. „institutionelle Sektoren“ institutionelle Sektoren im Sinne von Abschnitt 1.28 von Anhang A der Verordnung (EG) 
Nr. 2223/96;  

2. „Wirtschaftszweige“ die in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 aufgeführten Abschnitte;  

3. „Einrichtungen des öffentlichen Rechts“ Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne von Artikel 1 Absatz 9 der 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1);  

4. „Zentralbanken des ESZB“ Zentralbanken des ESZB im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 45 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (2). 

Artikel 3 

Anlageziele 

(1) Der Ausschuss verfolgt eine vorsichtige und auf Sicherheit bedachte Anlagestrategie mit dem Ziel, den Wert der 
im Fonds gehaltenen Mittel zu schützen und den Liquiditätsbedarf des Fonds zu decken. Der Ausschuss berücksichtigt 
sowohl die finanzielle Leistungsfähigkeit des Fonds als auch die erwarteten Auszahlungen gemäß dem in Artikel 76 der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 definierten Auftrag des Fonds. Er berücksichtigt ferner alle verfügbaren Informationen 
sowie geeignete Annahmen und Stressszenarien. 

(2) Die Anlagestrategie beinhaltet eine Festlegung der Risikobereitschaft, die durch den maximal tolerierbaren Verlust 
quantifiziert wird, der über einen bestimmten Zeithorizont mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit eintreten kann. 
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(3) Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Mittel werden ungeachtet der Aufteilung des Fonds in nationale Kammern 
gemäß Artikel 77 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zusammen als ein einziger Pool von Ressourcen angelegt. 

Artikel 4 

Für Anlagen in Frage kommende Vermögenswerte 

(1) Der Ausschuss legt auf der Grundlage der allgemeinen Anforderungen für liquide Aktiva von Kreditinstituten 
gemäß Artikel 7 Absätze 2, 4, 5 und 6 sowie Artikel 7 Absatz 7 Buchstaben a und b der delegierten Verordnung (EU) 
2015/61 fest, welche Anforderungen Vermögenswerte erfüllen müssen, um für Anlagezwecke in Frage zu kommen. 

(2) Der Ausschuss legt die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Mittel ausschließlich in Vermögenswerte an, die die 
Anforderungen nach Artikel 10 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a bis e und Artikel 15 
Absatz 1 der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 erfüllen. 

(3) Die Anforderungen für Kreditinstitute nach Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d Satz 2, Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe f Ziffer iii, Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer iii, Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer v und Artikel 12 
Absatz 1 Buchstabe e Ziffer ii der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 gelten für den Ausschuss nicht. 

(4) Bevor der Ausschuss in einen für Anlagezwecke in Frage kommenden Vermögenswert investiert, nimmt er eine 
geeignete Bewertung vor, bei der er insbesondere seine Liquidität und Bonität und die Vereinbarkeit mit den in Artikel 3 
festgelegten Anlagezielen bewertet. Bei der Bestimmung der Umsichtigkeit einer einzelnen Anlageentscheidung sind 
Wechselwirkungen innerhalb des gesamten Anlageportfolios zu berücksichtigen. 

(5) Erfüllt ein Vermögenswert nicht mehr die Anforderungen, um für Anlagezwecke in Frage zu kommen, verringert 
der Ausschuss schrittweise die Risikopositionen des Fonds gegenüber diesem Vermögenswert. Unbeschadet von Artikel 3 
ergreift der Ausschuss diese Maßnahme innerhalb eines Zeitrahmens und in einer Weise, die sicherstellen, dass 
Auswirkungen auf Marktpreise so gering wie möglich gehalten werden. 

Artikel 5 

Zusammensetzung des Portfolios 

(1) Für die Zusammensetzung des Fondsportfolios hält sich der Ausschuss an folgende Vorgaben: 

a)  mindestens 60 % der Aktiva des Portfolios erfüllen die in Artikel 10 Absatz 1 der delegierten Verordnung (EU) 
2015/61 festgelegten Kriterien; 

b)  mindestens 30 % der Aktiva des Portfolios erfüllen die in Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a bis e und Buchstabe g 
der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 festgelegten Kriterien; 

c)  höchstens 15 % der Aktiva des Portfolios erfüllen die in Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a bis e der delegierten 
Verordnung (EU) 2015/61 festgelegten Kriterien. 

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 werden Aktiva, die die Anforderungen gemäß Artikel 15 Absatz 1 der delegierten 
Verordnung (EU) 2015/61 erfüllen, den dem betreffenden Organismus zugrunde liegenden Aktiva gleichgestellt. 

Artikel 6 

Branchenspezifische Diversifizierung 

(1) Die im Fonds gehaltenen Mittel werden ausreichend über mehrere Branchen diversifiziert angelegt. 

(2) Der Ausschuss begrenzt die Risikopositionen gegenüber einzelnen institutionellen Sektoren und gegenüber 
einzelnen Wirtschaftszweigen. 

(3) Der Ausschuss trägt der Tatsache Rechnung, dass Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Wirtschaftszweigen 
die durch die Anwendung von Absatz 2 erreichte tatsächliche Diversifizierung mindern können. 

(4) Unbeschadet der Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 1 begrenzt der Ausschuss die indirekten Risikopositionen 
gegenüber Emittenten nach Artikel 7 Absatz 4 der delegierten Verordnung (EU) 2015/61. 
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Artikel 7 

Geografische Diversifizierung 

(1) Die Fondsmittel werden geografisch diversifiziert angelegt, wobei die Struktur und die Zusammensetzung jeglicher 
Ausgaben des Fonds berücksichtigt werden, die in Teil II des Haushalts des Ausschusses nach Maßgabe von Artikel 60 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 geschätzt werden. 

(2) Die Risikopositionen von gemäß Artikel 4 in Frage kommenden Vermögenswerten gegenüber in einem 
bestimmten teilnehmenden Mitgliedstaat niedergelassenen Emittenten, ausgedrückt als Anteil der Gesamtrisikopositionen 
des Fonds, dürfen das 1,2fache des Anteils der Beiträge nicht übersteigen, die gemäß Artikel 70 der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 von den in den teilnehmenden Mitgliedstaaten zugelassenen Kreditinstituten im Voraus erhoben wurden. 

(3) Die Risikopositionen von gemäß Artikel 4 in Frage kommenden Vermögenswerten gegenüber in einem 
bestimmten nicht teilnehmenden Mitgliedstaat oder in einem bestimmten Drittland niedergelassenen Emittenten, 
ausgedrückt als Anteil der Gesamtrisikopositionen des Fonds, werden ausreichend geografisch diversifiziert, wobei 
Kriterien wie die Größe der Volkswirtschaft, die Tiefe und Liquidität des Finanzmarkts und die weiteren Anlagemög­
lichkeiten, auch in Bezug auf die Risikodiversifikation, berücksichtigt werden. 

Diese Risikopositionen übersteigen in keinem Fall die in Absatz 2 bestimmte Höchstgrenze. 

Artikel 8 

Diversifizierung nach Emittenten und Emissionen 

(1) Der Ausschuss legt eine Obergrenze von 30 % für einzelne Emissionen fest, in denen im Fonds gehaltene Mittel 
angelegt werden dürfen. Diese Obergrenze darf nur in Fällen überschritten werden, in denen aufgrund der Beschaffenheit 
der Anlage der Erwerb eines Wertpapiers dieser Anlage, unabhängig von seinem Betrag, zu einem Eigentum von 100 % 
an der entsprechenden Wertpapierkennnummer (ISIN) führt. 

(2) Der Ausschuss legt eine Obergrenze von 30 % für das Gesamtemissionsvolumen eines beliebigen Emittenten fest, 
in dem im Fonds gehaltene Mittel angelegt werden dürfen. 

Artikel 9 

Zusätzliche Diversifizierungskriterien 

(1) Unbeschadet von Artikel 3 bemüht sich der Ausschuss, Anlagen über Laufzeiten zu diversifizieren. 

(2) Bei seinen Diversifizierungsentscheidungen berücksichtigt der Ausschuss die Elemente nach Artikel 3 Absatz 1 der 
vorliegenden Verordnung sowie gegebenenfalls die Liquidität und weitere Eigenschaften der Sicherheit gemäß Artikel 70 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 

Artikel 10 

Derivate 

(1) Der Ausschuss setzt Derivate ausschließlich für Risikomanagementzwecke ein, einschließlich zur Steuerung des 
Markt- und Liquiditätsrisikos. Der Ausschuss kann Leitlinien verabschieden, um festzulegen, für welche Einsatzmög­
lichkeiten Derivate in Frage kommen. 
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(2) Der Ausschuss setzt ausschließlich Derivate ein, die über folgende Stellen gecleart werden: 

a)  eine zentrale Gegenpartei, die gemäß Artikel 14 oder 15 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 zugelassen oder gemäß 
Artikel 25 derselben Verordnung anerkannt ist oder 

b)  eine Zentralbank, sofern eine benannte externe Ratingagentur (ECAI) Risikopositionen gegenüber der betreffenden 
Zentralbank oder deren Zentralstaat eine Bonitätsbeurteilung zuweist, die mindestens der Bonitätsstufe 1 gemäß 
Artikel 114 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 entspricht. 

(3) Die Anforderung in Artikel 7 Absatz 4 der delegierten Verordnung (EU) 2015/61 gilt nicht für den Einsatz von 
Derivaten durch den Ausschuss gemäß diesem Artikel. 

Artikel 11 

Währung 

(1) Der Ausschuss sichert Währungsrisiken in Euro oder in Währungen teilnehmender Mitgliedstaaten, deren 
Währung nicht der Euro ist, ab, um dafür zu sorgen, dass nur ein begrenztes Wechselkursrisiko für den Fonds verbleibt. 

(2) Sofern zutreffend, berücksichtigt der Ausschuss zur Steuerung des in Absatz 1 genannten Währungsrisikos 
zwischen den verschiedenen Währungen die in Artikel 3 Absatz 1 aufgeführten Elemente. 

Artikel 12 

Weitere allgemeine Grundsätze 

(1) Bei allen Anlageentscheidungen berücksichtigt der Ausschuss die möglichen Auswirkungen auf die Bonität des 
Fonds, um die Befugnisse des Ausschusses im Hinblick auf beide alternative Finanzierungsmöglichkeiten nach Artikel 73 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zu wahren und um gemäß Artikel 74 derselben Verordnung auf Finan­
zierungskonstruktionen zugreifen zu können, um unmittelbar zusätzliche Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. 

(2) Unbeschadet von Artikel 3 führt der Ausschuss alle Anlagetransaktionen in Verbindung mit dem Fonds in einer 
Weise durch, die sicherstellt, dass Auswirkungen auf Marktpreise, auch in Stressphasen an den Märkten, begrenzt 
werden. 

(3) Da eine sofortige Investition oder Desinvestition der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Mittel zu Markteinflüssen 
führen könnte, kann der Ausschuss vorübergehende Abweichungen von den allgemeinen Grundsätzen und Kriterien für 
die Anlagestrategie des Fonds tolerieren. 

Artikel 13 

Überprüfung der Strategie 

Der Ausschuss überprüft die Anlagestrategie jedes Jahr. 

Artikel 14 

Verwaltung 

(1) Der Ausschuss verabschiedet einen Steuerungsrahmen, einschließlich einer Zuweisung von Aufgaben und 
Zuständigkeiten sowie der erforderlichen Befugnisübertragungen, um eine effektive Umsetzung der Anlagestrategie zu 
gewährleisten. 

(2) Der Ausschuss erlässt interne Kontrollstandards, mit denen er überprüft, ob die Umsetzung der Anlagestrategie 
mit der Anlagestrategie selbst und mit den Vorschriften der vorliegenden Verordnung im Einklang stehen. 

(3) Das Präsidium des Ausschusses informiert das Plenum über die Ergebnisse der Umsetzung der Anlagestrategie. 
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(4) Der Ausschuss erlässt die für die Anwendung der vorliegenden Verordnung notwendigen internen Regeln und 
Verfahren. 

(5) Der Ausschuss kann ein dem Plenum unterstelltes Gremium damit beauftragen, den Ausschuss bei der 
Anwendung der vorliegenden Verordnung zu unterstützen. 

Artikel 15 

Risikomanagement 

(1) Der Ausschuss hält die Grundsätze der wirtschaftlichen Haushaltsführung und des soliden Risikomanagements 
ein. 

(2) Der Ausschuss nimmt eine Quantifizierung aller Risiken vor und ergreift geeignete Maßnahmen zur Steuerung 
und Kontrolle der jeweiligen Risikoarten. 

(3) Der Ausschuss wendet für jede der Risikoarten mehrere Methoden an, deckt sowohl aktuelle als auch zukunfts­
orientierte Aspekte ab und verwendet sowohl quantitative als auch qualitative Informationen, um die Überbetonung 
einer einzelnen Risikobestimmungsmethode zu vermeiden. 

(4) Der Ausschuss ergänzt die regelmäßigen Risikomessungen durch Stresstests und Szenarioanalysen, um Bereiche 
mit erhöhtem Risiko zu ermitteln und um die kombinierte Wirkung von Finanzschocks zu bewerten. 

Artikel 16 

Auslagerung 

(1) Das Präsidium des Ausschusses kann über die vollständige oder teilweise Auslagerung bestimmter, dem Ausschuss 
durch Artikel 75 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 übertragener Tätigkeiten entscheiden. 

(2) Der Ausschuss kann Tätigkeiten nach Absatz 1 nur an eine oder mehrere Einrichtungen des öffentlichen Rechts, 
Zentralbanken des ESZB, internationale völkerrechtliche Institutionen oder unionsrechtliche Institutionen auslagern, die 
über eine ständige Praxis bei der Verwaltung vergleichbarer Anlagen verfügen, unbeschadet der Möglichkeit des Dienst­
leistungsanbieters, Dienstleistungsverträge mit Dritten abzuschließen. 

(3) Das Anlagemandat des Ausschusses an den Dienstleistungsanbieter muss mindestens die Dauer, die Laufzeit, die 
Anforderungen an den Anlagebereich und Benchmarking-Anforderungen präzisieren sowie einen Rahmen für die 
regelmäßige Berichterstattung des Dienstleistungsanbieters an den Ausschuss vorgeben. 

(4) Verträge zwischen dem Ausschuss und einem Dienstleistungsanbieter über Tätigkeiten nach Absatz 1 beinhalten 
Klauseln, die die Kündigungsrechte des Ausschusses, Auslagerungsketten und die Nichterfüllung seitens des Dienstleis­
tungsanbieters regeln. 

(5) Das Präsidium des Ausschusses informiert das Plenum über anstehende Auslagerungsentscheidungen. 

(6) Lagert der Ausschuss Tätigkeiten nach Absatz 1 ganz oder teilweise aus, so behält er in vollem Umfang die 
Verantwortung für die Erfüllung sämtlicher ihm aus der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 und aus der vorliegenden 
Verordnung erwachsenden Pflichten. 

(7) Beschließt der Ausschuss, Tätigkeiten nach Absatz 1 auszulagern, so berücksichtigt er die im Finanzsektor bei 
Auslagerungen üblichen bewährten Geschäftspraktiken. 

(8) Lagert der Ausschuss Tätigkeiten nach Absatz 1 ganz oder teilweise aus, so stellt er zu jeder Zeit sicher, dass 

a)  die Auslagerung nicht zu einer Übertragung seiner Zuständigkeiten führt; 

b)  die Auslagerung weder seine Rechenschaftspflicht gemäß Artikel 45 und Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 noch seine Unabhängigkeit gemäß Artikel 47 derselben Verordnung ausschließt; 

c)  die Auslagerung ihm nicht die Systeme und Kontrollmechanismen entzieht, die er zur Steuerung seiner Risiken 
benötigt; 
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d)  der Dienstleistungsanbieter Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs durchführt, die denen des 
Ausschusses gleichwertig sind; 

e)  er das Know-how und die Ressourcen behält, die notwendig sind, um die Qualität der erbrachten Dienstleistungen 
sowie die Eignung des Dienstleistungsanbieters im Hinblick auf seine Organisation und Kapitalausstattung zu 
beurteilen, die ausgelagerten Funktionen wirksam zu überwachen und die mit der Auslagerung verbundenen Risiken 
zu steuern, und dass er diese Funktionen fortlaufend überwacht und diese Risiken fortlaufend steuert; 

f)  er direkten Zugriff auf die relevanten Informationen zu den ausgelagerten Tätigkeiten hat; 

g)  der Dienstleistungsanbieter sämtliche den Ausschuss betreffenden vertraulichen Informationen schützt. 

Artikel 17 

Übergangsbestimmungen 

(1) Vor der Annahme seiner ersten Anlagestrategie kann der Ausschuss sämtliche Mittel nach Artikel 1 Absatz 1 bei 
einer oder mehreren Zentralbanken eines oder mehrerer Mitgliedstaaten einlegen. 

(2) Vor der erstmaligen Berechnung der Anteile nach Artikel 7 Absatz 2 kann der Ausschuss zum Zwecke der 
Anwendung von Artikel 7 Absätze 2 und 3 Schätzungen verwenden. 

Artikel 18 

Berichterstattung 

Der Ausschuss legt der Kommission spätestens am 31. Dezember 2016 einen Bericht über die Anwendung der 
vorliegenden Verordnung vor. 

Artikel 19 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Dezember 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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VERORDNUNG (EU) 2016/452 DER KOMMISSION 

vom 29. März 2016 

zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Captan, 

Propiconazol und Spiroxamin in oder auf bestimmten Erzeugnissen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über 
Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und 
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a und 
Artikel 49 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Für Captan, Propiconazol und Spiroxamin wurden in Anhang II und in Anhang III Teil B der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 Rückstandshöchstgehalte (RHG) festgelegt. 

(2)  Für Captan legte die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 in Verbindung mit deren Artikel 12 Absatz 1 eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme (2) zu den geltenden RHG vor. Sie schlug vor, die Rückstandsdefinition für 
Pflanzenerzeugnisse zu ändern. Für bestimmte Erzeugnisse empfahl die Behörde die Anhebung oder Beibehaltung 
der geltenden RHG. Sie zog den Schluss, dass bezüglich der RHG für Äpfel, Birnen, Quitten, Mispeln, Japanische 
Wollmispeln, Aprikosen, Kirschen, Pfirsiche, Pflaumen, Erdbeeren, Brombeeren, Himbeeren, Heidelbeeren, 
Johannisbeeren, Stachelbeeren und Tomaten nicht alle Informationen vorliegen und eine weitere Prüfung durch 
Risikomanager erforderlich ist. Da für die Verbraucher kein Risiko besteht, sollten die RHG für diese Erzeugnisse 
in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 auf ihren bisherigen Wert oder den von der Behörde ermittelten 
Wert festgesetzt werden. Diese RHG werden unter Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von zwei 
Jahren nach Veröffentlichung der vorliegenden Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft. Die Behörde zog 
den Schluss, dass bezüglich der RHG für Mandeln, Tafel- und Keltertrauben, Kartoffeln, Schlangengurken, 
Melonen, Kraussalat, Porree, Mais und Sorghum keine Informationen vorliegen und eine weitere Prüfung durch 
Risikomanager erforderlich ist. Die RHG für diese Erzeugnisse sollten auf die spezifische Bestimmungsgrenze 
festgesetzt werden. 

(3)  Für Propiconazol legte die Behörde eine mit Gründen versehene Stellungnahme (3) zu den geltenden RHG gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 in Verbindung mit deren Artikel 12 Absatz 1 vor. Sie 
zog den Schluss, dass bezüglich der RHG für Grapefruits, Zitronen, Limetten, Mandarinen, Äpfel, Aprikosen, 
Tafel- und Keltertrauben, Bananen, Rapssamen, Gersten-, Hafer-, Reis-, Roggen- und Weizenkörner, Zuckerrüben 
(Wurzel), Muskel und Fett von Schweinen, Muskel und Fett von Rindern, Muskel und Fett von Schafen, Muskel 
und Fett von Ziegen, Muskel und Fett von Geflügel, Milch von Rindern, Schafen und Ziegen sowie Geflügeleier 
nicht alle Informationen vorliegen und eine weitere Prüfung durch Risikomanager erforderlich ist. Da für die 
Verbraucher kein Risiko besteht, sollten die RHG für diese Erzeugnisse in Anhang II der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 auf ihren bisherigen Wert oder den von der Behörde ermittelten Wert festgesetzt werden. Diese 
RHG werden unter Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von zwei Jahren nach Veröffentlichung der 
vorliegenden Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft. Des Weiteren zog die Behörde den Schluss, dass 
bezüglich der RHG für Mandeln, Kirschen, Pflaumen, Erdbeeren, Johannisbeeren (rot, schwarz und weiß), 
Stachelbeeren, Paprika, Schlangengurken, Artischocken, Erdnüsse und Tee keine Informationen vorliegen und eine 
weitere Prüfung durch Risikomanager erforderlich ist. Die RHG für diese Erzeugnisse sollten auf die spezifische 
Bestimmungsgrenze festgesetzt werden. 
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(4)  Für Spiroxamin legte die Behörde eine mit Gründen versehene Stellungnahme (1) zu den geltenden RHG gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 in Verbindung mit deren Artikel 12 Absatz 1 vor. Sie 
schlug eine Änderung der Rückstandsdefinition vor und zog den Schluss, dass bezüglich der RHG für Tafel- und 
Keltertrauben, Bananen, Gerste, Hafer, Roggen, Weizen, Geflügelmuskel, -fett und -leber sowie Geflügeleier nicht 
alle Informationen vorliegen und eine weitere Prüfung durch Risikomanager erforderlich ist. Da für die 
Verbraucher kein Risiko besteht, sollten die RHG für diese Erzeugnisse in Anhang II der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 auf ihren bisherigen Wert oder den von der Behörde ermittelten Wert festgesetzt werden. Diese 
RHG werden unter Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von zwei Jahren nach Veröffentlichung der 
vorliegenden Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft. Da die Rückstandsdefinition für Waren tierischen 
Ursprungs als „Metabolit M06 (Spiroxamincarbonsäure), ausgedrückt als Spiroxamin (Summe der Isomere)“ 
festgelegt werden sollte, stehen ausreichende Informationen für die Festlegung von RHG für Muskel, Fett, Leber 
und Nieren von Schweinen, Muskel, Fett, Leber und Nieren von Rindern, Muskel, Fett, Leber und Nieren von 
Schafen, Muskel, Fett, Leber und Nieren von Ziegen sowie Milch von Rindern, Schafen und Ziegen zur Verfügung. 
Da die RHG von 0,4 mg/kg für Gerste und Hafer auf einer guten landwirtschaftlichen Praxis basieren, die nicht 
mehr unterstützt wird, sollten die RHG für diese Waren auf 0,05 mg/kg abgesenkt werden. 

(5)  Für Erzeugnisse, bei denen die Anwendung des betreffenden Pflanzenschutzmittels nicht zugelassen ist und für 
die keine Einfuhrtoleranzen oder Codex-Rückstandshöchstgehalte (CXL) gelten, sollten die RHG auf die 
spezifische Bestimmungsgrenze oder auf den Standardwert gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 festgesetzt werden. 

(6)  Die Kommission hat die EU-Referenzlaboratorien für Pestizidrückstände zu der Frage konsultiert, ob bestimmte 
Bestimmungsgrenzen angepasst werden müssen. Die Laboratorien kamen hinsichtlich mehrerer Stoffe zu dem 
Schluss, dass aufgrund technischer Entwicklungen für bestimmte Waren spezifische Bestimmungsgrenzen 
festzulegen sind. 

(7)  Die mit Gründen versehenen Stellungnahmen der Behörde und die Prüfung der relevanten Faktoren haben 
ergeben, dass die betreffenden Änderungen der RHG die Anforderungen von Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 396/2005 erfüllen. 

(8)  Die Handelspartner der Union wurden über die Welthandelsorganisation zu den neuen RHG konsultiert. Einige 
Drittländer übermittelten Anmerkungen zu der neuen Rückstandsdefinition und dem neuen RHG für Captan bei 
Keltertrauben. Die bisherige Rückstandsdefinition und der bisherige RHG sollten vorläufig beibehalten werden, 
um die Erhebung von Rückstandsdaten bezüglich Keltertrauben entsprechend der vorgeschlagenen Rückstandsde­
finition zu ermöglichen. Dieser RHG wird unter Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von zwei 
Jahren nach Veröffentlichung der vorliegenden Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft. 

(9)  Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(10)  Die vorliegende Verordnung sollte eine Übergangsregelung für Erzeugnisse enthalten, die vor der Änderung der 
RHG hergestellt wurden und für die den verfügbaren Informationen zufolge ein hohes Verbraucherschutzniveau 
gewährleistet ist, damit diese normal vermarktet, verarbeitet und verbraucht werden können. 

(11)  Vor dem Geltungsbeginn der geänderten RHG sollte eine angemessene Frist eingeräumt werden, damit sich die 
Mitgliedstaaten, Drittländer und Lebensmittelunternehmer auf die daraus entstehenden neuen Anforderungen 
vorbereiten können. 

(12)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 
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Artikel 2 

Für Erzeugnisse, die vor dem 19. Oktober 2016 hergestellt wurden, gilt weiterhin die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 in 
der vor der Änderung durch die vorliegende Verordnung geltenden Fassung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 19. Oktober 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden wie folgt geändert:  

1. In Anhang II erhalten die Spalten für Captan, Propiconazol und Spiroxamin folgende Fassung: 

„Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg) 

Code- 
Nummer 

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für die die Rück­
standshöchstgehalte gelten (a) 
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(1) (2) (3) (4) (5) 

0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; SCHALENFRÜCHTE    

0110000 Zitrusfrüchte 0,03 (*)  0,01 (*) 

0110010 Grapefruits  5 (+)  

0110020 Orangen  9  

0110030 Zitronen  5 (+)  

0110040 Limetten  5 (+)  

0110050 Mandarinen  5 (+)  

0110990 Sonstige  0,01 (*)  

0120000 Schalenfrüchte 0,07 (*)  0,05 (*) 

0120010 Mandeln  0,01 (*)  

0120020 Paranüsse  0,01 (*)  

0120030 Kaschunüsse  0,01 (*)  

0120040 Esskastanien  0,01 (*)  

0120050 Kokosnüsse  0,01 (*)  

0120060 Haselnüsse  0,01 (*)  

0120070 Macadamia-Nüsse  0,01 (*)  

0120080 Pekannüsse  0,02 (*)  

0120090 Pinienkerne  0,01 (*)  

0120100 Pistazien  0,01 (*)  

0120110 Walnüsse  0,01 (*)  

0120990 Sonstige  0,01 (*)  

0130000 Kernobst 10 (+)  0,01 (*) 

0130010 Äpfel  0,15 (+)  

0130020 Birnen  0,01 (*)  

0130030 Quitten  0,01 (*)  

0130040 Mispeln  0,01 (*)  

30.3.2016 L 79/13 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(1) (2) (3) (4) (5) 

0130050 Japanische Wollmispeln  0,01 (*)  

0130990 Sonstige  0,01 (*)  

0140000 Steinobst   0,01 (*) 

0140010 Aprikosen 6 (+) 0,15 (+)  

0140020 Kirschen (süß) 6 (+) 0,01 (*)  

0140030 Pfirsiche 6 (+) 5  

0140040 Pflaumen 10 (+) 0,01 (*)  

0140990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*)  

0150000 Beeren und Kleinobst    

0151000 a)  Trauben  0,3 (+)  

0151010 Tafeltrauben 0,03 (*)  0,6 (+) 

0151020 Keltertrauben 0,02 (*) (+)  0,5 (+) 

0152000 b)  Erdbeeren 1,5 (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0153000 c)  Strauchbeerenobst  0,01 (*) 0,01 (*) 

0153010 Brombeeren 20 (+)   

0153020 Kratzbeeren 0,03 (*)   

0153030 Himbeeren (rot und gelb) 20 (+)   

0153990 Sonstige 0,03 (*)   

0154000 d)  Anderes Kleinobst und Beeren   0,01 (*) 

0154010 Heidelbeeren 30 (+) 0,01 (*)  

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren 0,03 (*) 0,3  

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß) 30 (+) 0,01 (*)  

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb) 30 (+) 0,01 (*)  

0154050 Hagebutten 0,03 (*) 0,01 (*)  

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß) 0,03 (*) 0,01 (*)  

0154070 Azarole/Mittelmeermispel 0,03 (*) 0,01 (*)  

0154080 Holunderbeeren 0,03 (*) 0,01 (*)  

0154990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*)  

0160000 Sonstige Früchte mit 0,03 (*)   

0161000 a)  essbarer Schale  0,01 (*) 0,01 (*) 

0161010 Datteln    

0161020 Feigen    

0161030 Tafeloliven    
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(1) (2) (3) (4) (5) 

0161040 Kumquats    

0161050 Karambolen    

0161060 Kakis/Japanische Persimonen    

0161070 Jambolans    

0161990 Sonstige    

0162000 b)  nicht essbarer Schale, klein  0,01 (*) 0,01 (*) 

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)    

0162020 Lychees (Litschis)    

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas    

0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen    

0162050 Sternäpfel    

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis    

0162990 Sonstige    

0163000 c)  nicht essbarer Schale, groß    

0163010 Avocadofrüchte  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163020 Bananen  0,15 (+) 3 (+) 

0163030 Mangos  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163040 Papayas  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163050 Granatäpfel  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163060 Cherimoyas  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163070 Guaven  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163080 Ananas  0,02 (*) 0,01 (*) 

0163090 Brotfrüchte  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163100 Durianfrüchte  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163110 Saure Annonen/Guanabanas  0,01 (*) 0,01 (*) 

0163990 Sonstige  0,01 (*) 0,01 (*) 

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN    

0210000 Wurzel- und Knollengemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0211000 a)  Kartoffeln    

0212000 b)  Tropisches Wurzel- und Knollengemüse    

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks    

0212020 Süßkartoffeln    

0212030 Yamswurzeln    

0212040 Pfeilwurz    

0212990 Sonstige    
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(1) (2) (3) (4) (5) 

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zu­
ckerrüben    

0213010 Rote Rüben    

0213020 Karotten    

0213030 Knollensellerie    

0213040 Meerrettiche/Kren    

0213050 Erdartischocken    

0213060 Pastinaken    

0213070 Petersilienwurzeln    

0213080 Rettiche    

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart    

0213100 Kohlrüben    

0213110 Weiße Rüben    

0213990 Sonstige    

0220000 Zwiebelgemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0220010 Knoblauch    

0220020 Zwiebeln    

0220030 Schalotten    

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winter­
zwiebeln    

0220990 Sonstige    

0230000 Fruchtgemüse   0,01 (*) 

0231000 a)  Solanaceae    

0231010 Tomaten 1 (+) 3  

0231020 Paprikas 0,03 (*) 0,01 (*)  

0231030 Auberginen/Eierfrüchte 0,03 (*) 0,01 (*)  

0231040 Okras/Griechische Hörnchen 0,03 (*) 0,01 (*)  

0231990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*)  

0232000 b)  Kürbisgewächse mit genießbarer Schale 0,03 (*) 0,01 (*)  

0232010 Schlangengurken    

0232020 Gewürzgurken    

0232030 Zucchinis    

0232990 Sonstige    

0233000 c)  Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale 0,03 (*) 0,01 (*)  

0233010 Melonen    

0233020 Kürbisse    

0233030 Wassermelonen    

0233990 Sonstige    
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0234000 d)  Zuckermais 0,03 (*) 0,05  

0239000 e)  Sonstiges Fruchtgemüse 0,03 (*) 0,01 (*)  

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Sa­
laten aus Kohlgemüse) 

0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0241000 a)  Blumenkohle    

0241010 Broccoli    

0241020 Blumenkohle    

0241990 Sonstige    

0242000 b)  Kopfkohle    

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen    

0242020 Kopfkohle    

0242990 Sonstige    

0243000 c)  Blattkohle    

0243010 Chinakohle    

0243020 Grünkohle    

0243990 Sonstige    

0244000 d)  Kohlrabi    

0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten    

0251000 a)  Kopfsalate und andere Salatarten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0251010 Feldsalate    

0251020 Grüne Salate    

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien    

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime    

0251050 Barbarakraut    

0251060 Salatrauken/Rucola    

0251070 Roter Senf    

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica- 
Arten)    

0251990 Sonstige    

0252000 b)  Spinat und verwandte Arten (Blätter) 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0252010 Spinat    

0252020 Portulak    

0252030 Mangold    

0252990 Sonstige    

0253000 c)  Traubenblätter und ähnliche Arten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 
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0254000 d)  Brunnenkresse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0255000 e)  Chicorée 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0256000 f)  Frische Kräuter und essbare Blüten 0,06 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 

0256010 Kerbel    

0256020 Schnittlauch    

0256030 Sellerieblätter    

0256040 Petersilie    

0256050 Salbei    

0256060 Rosmarin    

0256070 Thymian    

0256080 Basilikum und essbare Blüten    

0256090 Lorbeerblätter    

0256100 Estragon    

0256990 Sonstige    

0260000 Hülsengemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0260010 Bohnen (mit Hülsen)    

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)    

0260030 Erbsen (mit Hülsen)    

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)    

0260050 Linsen    

0260990 Sonstige    

0270000 Stängelgemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0270010 Spargel    

0270020 Kardonen    

0270030 Stangensellerie    

0270040 Fenchel    

0270050 Artischocken    

0270060 Porree    

0270070 Rhabarber    

0270080 Bambussprossen    

0270090 Palmherzen    

0270990 Sonstige    

0280000 Pilze, Moose und Flechten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0280010 Kulturpilze    

0280020 Wilde Pilze    

0280990 Moose und Flechten    

0290000 Algen und Prokaryonten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 
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0300000 HÜLSENFRÜCHTE 0,07 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 

0300010 Bohnen    

0300020 Linsen    

0300030 Erbsen    

0300040 Lupinen    

0300990 Sonstige    

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 0,07 (*)  0,05 (*) 

0401000 Ölsaaten    

0401010 Leinsamen  0,01 (*)  

0401020 Erdnüsse  0,01 (*)  

0401030 Mohnsamen  0,01 (*)  

0401040 Sesamsamen  0,01 (*)  

0401050 Sonnenblumenkerne  0,01 (*)  

0401060 Rapssamen  0,05 (+)  

0401070 Sojabohnen  0,07  

0401080 Senfkörner  0,01 (*)  

0401090 Baumwollsamen  0,01 (*)  

0401100 Kürbiskerne  0,01 (*)  

0401110 Saflorsamen  0,01 (*)  

0401120 Borretschsamen  0,01 (*)  

0401130 Leindottersamen  0,01 (*)  

0401140 Hanfsamen  0,01 (*)  

0401150 Rizinusbohnen  0,01 (*)  

0401990 Sonstige  0,01 (*)  

0402000 Ölfrüchte  0,01 (*)  

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl    

0402020 Ölpalmenkerne    

0402030 Ölpalmenfrüchte    

0402040 Kapok    

0402990 Sonstige    

0500000 GETREIDE 0,07 (*)   

0500010 Gerste  0,3 (+) 0,05 (+) 

0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide  0,01 (*) 0,01 (*) 

0500030 Mais  0,05 0,01 (*) 

0500040 Hirse  0,01 (*) 0,01 (*) 

0500050 Hafer  0,3 (+) 0,05 (+) 

0500060 Reis  1,5 (+) 0,01 (*) 
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0500070 Roggen  0,04 (+) 0,05 (+) 

0500080 Sorghum  0,01 (*) 0,01 (*) 

0500090 Weizen  0,04 (+) 0,05 (+) 

0500990 Sonstige  0,01 (*) 0,01 (*) 

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHANNIS­
BROT 

0,1 (*)  0,05 (*) 

0610000 Tees  0,05 (*)  

0620000 Kaffeebohnen  0,02  

0630000 Kräutertees aus  0,05 (*)  

0631000 a)  Blüten    

0631010 Kamille    

0631020 Hibiskus    

0631030 Rose    

0631040 Jasmin    

0631050 Linde    

0631990 Sonstige    

0632000 b)  Blättern und Kräutern    

0632010 Erdbeere    

0632020 Rooibos    

0632030 Mate    

0632990 Sonstige    

0633000 c)  Wurzeln    

0633010 Baldrian    

0633020 Ginseng    

0633990 Sonstige    

0639000 d)  anderen Pflanzenteilen    

0640000 Kakaobohnen  0,05 (*)  

0650000 Johannisbrote/Karuben  0,05 (*)  

0700000 HOPFEN 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0800000 GEWÜRZE    

0810000 Samengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0810010 Anis/Anissamen    

0810020 Schwarzkümmel    

0810030 Sellerie    

0810040 Koriander    

0810050 Kreuzkümmel    
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0810060 Dill    

0810070 Fenchel    

0810080 Bockshornklee    

0810090 Muskatnuss    

0810990 Sonstige    

0820000 Fruchtgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0820010 Nelkenpfeffer    

0820020 Szechuanpfeffer    

0820030 Kümmel    

0820040 Kardamom    

0820050 Wacholderbeere    

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)    

0820070 Vanille    

0820080 Tamarinde    

0820990 Sonstige    

0830000 Rindengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0830010 Zimt    

0830990 Sonstige    

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze    

0840010 Süßholzwurzeln 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0840020 Ingwer 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0840030 Kurkuma 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0840040 Meerrettich/Kren (+) (+) (+) 

0840990 Sonstige 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0850000 Knospengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0850010 Nelken    

0850020 Kapern    

0850990 Sonstige    

0860000 Blütenstempelgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0860010 Safran    

0860990 Sonstige    

0870000 Samenmantelgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

0870010 Muskatblüte    

0870990 Sonstige    
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0900000 ZUCKERPFLANZEN 0,03 (*)  0,01 (*) 

0900010 Zuckerrübenwurzeln  0,15 (+)  

0900020 Zuckerrohre  0,02 (*)  

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte  0,01 (*)  

0900990 Sonstige  0,01 (*)  

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS — LANDTIERE    

1010000 Gewebe von    

1011000 a)  Schweinen 0,03 (*)  0,02 (*) 

1011010 Muskel  0,05 (+)  

1011020 Fettgewebe  0,05 (+)  

1011030 Leber  0,5  

1011040 Nieren  0,5  

1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren)  

0,5  

1011990 Sonstige  0,01 (*)  

1012000 b)  Rindern    

1012010 Muskel 0,09 0,05 (+) 0,03 

1012020 Fettgewebe 0,06 0,07 (+) 0,05 

1012030 Leber 0,09 0,5 0,3 

1012040 Nieren 0,09 0,5 0,15 

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren) 

0,09 0,5 0,3 

1012990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1013000 c)  Schafen    

1013010 Muskel 0,09 0,05 (+) 0,03 

1013020 Fettgewebe 0,06 0,07 (+) 0,05 

1013030 Leber 0,09 0,5 0,3 

1013040 Nieren 0,09 0,5 0,15 

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren) 

0,09 0,5 0,3 

1013990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1014000 d)  Ziegen    

1014010 Muskel 0,09 0,05 (+) 0,03 

1014020 Fettgewebe 0,06 0,07 (+) 0,05 

1014030 Leber 0,09 0,5 0,3 

1014040 Nieren 0,09 0,5 0,15 

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren) 

0,09 0,5 0,3 

1014990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 
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1015000 e)  Einhufern    

1015010 Muskel 0,09 0,05 0,03 

1015020 Fettgewebe 0,06 0,07 0,05 

1015030 Leber 0,09 0,5 0,3 

1015040 Nieren 0,09 0,5 0,15 

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren) 

0,09 0,5 0,3 

1015990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1016000 f)  Geflügel 0,03 (*) 0,01 (*)  

1016010 Muskel  (+) 0,05 (+) 

1016020 Fettgewebe  (+) 0,05 (+) 

1016030 Leber   0,2 (+) 

1016040 Nieren   0,02 (*) 

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren)   

0,2 

1016990 Sonstige   0,02 (*) 

1017000 g)  sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren    

1017010 Muskel 0,09 0,05 0,03 

1017020 Fettgewebe 0,06 0,07 (*) 0,05 

1017030 Leber 0,09 0,5 0,3 

1017040 Nieren 0,09 0,5 0,15 

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer 
Leber und Nieren) 

0,09 0,5 0,3 

1017990 Sonstige 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1020000 Milch 0,03 (*) 0,01 (*) 0,015 

1020010 Rinder  (+)  

1020020 Schafe  (+)  

1020030 Ziegen  (+)  

1020040 Pferde    

1020990 Sonstige    

1030000 Vogeleier 0,03 (*) 0,01 (*) (+) 0,05 (+) 

1030010 Huhn    

1030020 Ente    

1030030 Gans    

1030040 Wachtel    

1030990 Sonstige    
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1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

1050000 Amphibien und Reptilien 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1060000 Wirbellose Landtiere 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,03 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

(*)  Untere analytische Bestimmungsgrenze. 

(**)  Kombination von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer, für die der Rückstandshöchstgehalt gemäß Anhang III Teil B 
gilt.  

(a)  Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte 
auf Anhang I verwiesen werden. 

(F)  = Fettlöslich  

Summe aus Captan und THPI, ausgedrückt als Captan (R) (A) 

(A) = Fußnote zur Rückstandsdefinition: Die EU-Referenzlaboratorien haben festgestellt, dass der Referenzstandard für 3-OH THPI und 
5-OH THPI nicht auf dem Markt verfügbar ist. Bei der Überprüfung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission 
die Verfügbarkeit des im ersten Satz genannten Referenzstandards auf dem Markt, falls dieser bis zum 30. März 2017 verfügbar 
ist, bzw. bei dessen Nichtverfügbarkeit bis zu diesem Datum sein Fehlen. 

(R) = Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code- 
Nummer: 

Code-Nummer 1000000, ausgenommen 1040000: Summe aus THPI, 3-OH THPI und 5-OH THPI, ausgedrückt als Captan; 
Code-Nummer 0151020: Captan  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0130000  Kernobst 

0130010  Äpfel 

0130020  Birnen 

0130030  Quitten 

0130040  Mispeln 

0130050  Japanische Wollmispeln 

0140010  Aprikosen 

0140020  Kirschen (süß) 

0140030  Pfirsiche 

0140040  Pflaumen  

(+)  Es liegen keine Rückstandsuntersuchungen zu der Rückstandsdefinition vor: Summe aus Captan und THPI, ausgedrückt als 
Captan. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0151020  Keltertrauben  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0152000  b)  Erdbeeren 

0153010  Brombeeren 

0153030  Himbeeren (rot und gelb) 

0154010  Heidelbeeren  
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0154030  Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß) 

0154040  Stachelbeeren (grün, rot und gelb) 

0231010  Tomaten  

(+)  Als Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia rusticana) in der Gruppe Gewürze (Code 0840040) gilt der in der 
Kategorie Gemüse, Gruppe Wurzel- und Knollengemüse, festgelegte Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia 
rusticana) (Code 0213040), unter Berücksichtigung von Veränderungen der Rückstandsgehalte durch die Verarbeitung (Trocknen) 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005. 

0840040  Meerrettich/Kren  

Propiconazol (Summe der Isomere) (F) 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Rückstandsuntersuchungen, 
darunter die Analysen von Ausgangsverbindungen und Metaboliten, die sich in 2,4-Dichlorbenzoesäure verwandeln können, 
sowie toxikologische Daten zu den Metaboliten, die sich in 2,4-Dichlorbenzoesäure verwandeln können, nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis 
zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0110010  Grapefruits 

0110030  Zitronen 

0110040  Limetten 

0110050  Mandarinen 

0130010  Äpfel 

0140010  Aprikosen 

0151000  a)  Trauben 

0151010  Tafeltrauben 

0151020  Keltertrauben 

0163020  Bananen 

0401060  Rapssamen 

0500010  Gerste 

0500050  Hafer 

0500060  Reis 

0500070  Roggen 

0500090  Weizen  

(+)  Als Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia rusticana) in der Gruppe Gewürze (Code 0840040) gilt der in der 
Kategorie Gemüse, Gruppe Wurzel- und Knollengemüse, festgelegte Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia 
rusticana) (Code 0213040), unter Berücksichtigung von Veränderungen der Rückstandsgehalte durch die Verarbeitung (Trocknen) 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005. 

0840040  Meerrettich/Kren  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Rückstandsuntersuchungen, 
darunter die Analysen von Ausgangsverbindungen und Metaboliten, die sich in 2,4-Dichlorbenzoesäure verwandeln können, 
sowie toxikologische Daten zu den Metaboliten, die sich in 2,4-Dichlorbenzoesäure verwandeln können, nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis 
zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0900010  Zuckerrübenwurzeln  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben bezüglich der toxikologischen Daten zu 
den Metaboliten, die sich in 2,4-Dichlorbenzoesäure verwandeln können, nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt 
werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1011010  Muskel 

1011020  Fettgewebe 

1012010  Muskel 

1012020  Fettgewebe  
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1013010  Muskel 

1013020  Fettgewebe 

1014010  Muskel 

1014020  Fettgewebe 

1016010  Muskel 

1016020  Fettgewebe 

1020010  Rinder 

1020020  Schafe 

1020030  Ziegen 

1030000  Vogeleier 

1030010  Huhn 

1030020  Ente 

1030030  Gans 

1030040  Wachtel 

1030990  Sonstige  

Spiroxamin (Summe der Isomere) (A) (R) 

(A)  = Die EU-Referenzlaboratorien haben festgestellt, dass der Referenzstandard für den Metaboliten M06 (Spiroxamincarbonsäure) 
nicht auf dem Markt verfügbar ist. Bei der Überprüfung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die 
Verfügbarkeit des im ersten Satz genannten Referenzstandards auf dem Markt, falls dieser bis zum 30. März 2017 verfügbar ist, 
bzw. bei dessen Nichtverfügbarkeit bis zu diesem Datum sein Fehlen. 

(R)  = Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code- 
Nummer: 

Spiroxamin — Code-Nummer 1000000, ausgenommen 1040000: Metabolit M06 (Spiroxamincarbonsäure), ausgedrückt als 
Spiroxamin (Summe der Isomere)  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Lagerstabilität und zu den 
toxikologischen Daten über Pflanzenmetaboliten nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, 
falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0151010  Tafeltrauben 

0151020  Keltertrauben  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den toxikologischen Daten über 
Pflanzenmetaboliten nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im 
ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

0163020  Bananen  

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Lagerstabilität nicht vorliegen. Bei 
der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese 
bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0500010  Gerste 

0500050  Hafer 

0500070  Roggen 

0500090  Weizen  

(+)  Als Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia rusticana) in der Gruppe Gewürze (Code 0840040) gilt der in der 
Kategorie Gemüse, Gruppe Wurzel- und Knollengemüse, festgelegte Rückstandshöchstgehalt für Meerrettich/Kren (Armoracia 
rusticana) (Code 0213040), unter Berücksichtigung von Veränderungen der Rückstandsgehalte durch die Verarbeitung (Trocknen) 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005. 

0840040  Meerrettich/Kren  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Fütterungsstudien entsprechend 
der vorgeschlagenen Rückstandsdefinition nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 30. März 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1016010  Muskel 

1016020  Fettgewebe 

1016030  Leber 

1030000  Vogeleier 

1030010  Huhn 

1030020  Ente 

1030030  Gans 

1030040  Wachtel 

1030990  Sonstige“                                                                                                                                                                     

2. In Anhang III Teil B werden die Spalten für Captan, Propiconazol und Spiroxamin gestrichen.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/453 DER KOMMISSION 

vom 29. März 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. März 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 EG  109,3 

IL  136,2 

MA  67,4 

SN  144,4 

TR  94,3 

ZZ  110,3 

0707 00 05 MA  77,1 

TR  137,0 

ZZ  107,1 

0709 93 10 EG  44,3 

MA  41,8 

TR  159,5 

ZZ  81,9 

0805 10 20 EG  51,3 

IL  69,5 

MA  55,6 

TN  69,7 

TR  72,3 

ZZ  63,7 

0805 50 10 MA  85,8 

TR  88,5 

ZZ  87,2 

0808 10 80 BR  91,0 

CL  130,3 

US  134,5 

ZA  99,3 

ZZ  113,8 

0808 30 90 AR  78,4 

CL  163,1 

CN  88,3 

TR  159,2 

ZA  121,7 

ZZ  122,1 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  

30.3.2016 L 79/29 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU, Euratom) 2016/454 DES RATES 

vom 22. März 2016 

zur Ernennung von drei Richtern am Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 257 Absatz 4, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Amtszeit von zwei Richtern am Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (im Folgenden 
„Gericht für den öffentlichen Dienst“) endete mit Wirkung vom 30. September 2014 und die eines weiteren 
Richters mit Wirkung vom 31. August 2015. Nach Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 1 des Anhangs I des dem 
Vertrag über die Europäische Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügten Protokolls Nr. 3 über die Satzung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union müssen daher drei Richter ernannt werden, um diese frei gewordenen 
Stellen zu besetzen. 

(2)  Im Anschluss an einen 2013 erfolgten öffentlichen Aufruf zur Einreichung von Bewerbungen (1) im Hinblick auf 
die Ernennung von zwei Richtern am Gericht für den öffentlichen Dienst hat der nach Artikel 3 Absatz 3 des 
Anhangs I des Protokolls Nr. 3 eingesetzte Ausschuss (im Folgenden „Ausschuss“) eine Stellungnahme zur 
Eignung der Bewerber für die Ausübung des Amts eines Richters am Gericht für den öffentlichen Dienst 
abgegeben. Der Ausschuss hat seiner Stellungnahme eine Liste von sechs Bewerbern beigefügt, die aufgrund ihrer 
Erfahrung auf hoher Ebene am geeignetsten erscheinen. 

(3)  Im Anschluss an die politische Einigung über die Reform der justiziellen Architektur der Europäischen Union, die 
die Annahme der Verordnung (EU, Euratom) 2015/2422 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
herbeigeführt hat, hat der Gerichtshof am 17. November 2015 einen Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Übertragung der Zuständigkeit für die Entscheidung im ersten 
Rechtszug über die Rechtsstreitigkeiten zwischen der Union und ihren Bediensteten auf das Gericht der 
Europäischen Union vorgelegt, die am 1. September 2016 in Kraft treten soll. 

(4)  Infolgedessen sollte aus Zeitgründen kein erneuter öffentlicher Aufruf zur Einreichung von Bewerbungen erfolgen, 
sondern vielmehr auf die Liste der sechs Bewerber, die aufgrund ihrer Erfahrung auf hoher Ebene am geeignetsten 
erscheinen, die der Ausschuss im Anschluss an den 2013 erfolgten öffentlichen Aufruf zur Einreichung von 
Bewerbungen erstellt hat, zurückgegriffen werden. 

(5)  Es sind daher drei der auf der vorgenannten Liste von Bewerbern aufgeführten Personen als Richter am Gericht 
für den öffentlichen Dienst zu ernennen, wobei auf eine ausgewogene Zusammensetzung des Gerichts für den 
öffentlichen Dienst zu achten ist, indem die Richter unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten auf 
möglichst breiter geografischer Grundlage ausgewählt und die vertretenen einzelstaatlichen Rechtsordnungen 
berücksichtigt werden. Die drei Personen auf der Liste, die aufgrund ihrer Erfahrung auf hoher Ebene am 
geeignetsten erscheinen, sind Herr Sean VAN RAEPENBUSCH, Herr João SANT'ANNA und Herr Alexander 
KORNEZOV. Herr Sean VAN RAEPENBUSCH, Herr João SANT'ANNA und Herr Alexander KORNEZOV sollten mit 
Wirkung zum Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses ernannt werden. Da Herr Sean VAN RAEPENBUSCH bereits 
bis zum 30. September 2014 Richter am Gericht für den öffentlichen Dienst war und gemäß Artikel 5 des 
Protokolls Nr. 3 bis zu dem Beschluss des Rates im Amt geblieben ist, ist es angemessen, ihn mit Wirkung ab 
dem Tag nach dem Ende seiner vorherigen Amtszeit für eine neue Amtszeit zu ernennen. 

(6)  Gemäß Artikel 2 des Anhangs I des Protokolls Nr. 3 sind frei werdende Richterstellen durch die Ernennung eines 
neuen Richters für die Dauer von sechs Jahren zu besetzen. Sollte die vorgeschlagene Verordnung über die 
Übertragung der Zuständigkeit für die Entscheidung im ersten Rechtszug über die Rechtsstreitigkeiten zwischen 
der Union und ihren Bediensteten auf das Gericht der Europäischen Union jedoch in Kraft treten, so wird das 
Gericht für den öffentlichen Dienst dann nicht mehr existieren und die Amtszeit der durch den vorliegenden 
Beschluss ernannten drei Richter somit automatisch zum Zeitpunkt des Inkrafttretens jener Verordnung enden — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Folgende Personen werden zu Richtern am Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union ernannt: 

—  Herr Sean VAN RAEPENBUSCH mit Wirkung zum 1. Oktober 2014, 

—  Herr João SANT'ANNA mit Wirkung zum 1. April 2016, 

—  Herr Alexander KORNEZOV mit Wirkung zum 1. April 2016. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am 1. April 2016 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 22. März 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A.G. KOENDERS  
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BESCHLUSS (EU) 2016/455 DES RATES 

vom 22. März 2016 

über die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen im Namen der Europäischen Union über 
die Elemente des Entwurfs eines internationalen rechtsverbindlichen Instruments im Rahmen des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen betreffend die Erhaltung und nachhaltige 

Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere in Gebieten außerhalb nationaler Hoheitsgewalt 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absätze 3 und 4, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Europäische Union hat das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) mit dem 
Beschluss 98/392/EG des Rates (1) in Bezug auf die durch das SRÜ geregelten Angelegenheiten, für die ihre 
Mitgliedstaaten ihr die Zuständigkeit übertragen haben, förmlich abgeschlossen; die Union ist bisher als einzige 
„internationale Organisation“ Vertragspartei dieses Übereinkommens im Sinne des Artikels 305 Absatz 1 
Buchstabe f und des Artikels 1 des Anhang IX des SRÜ. 

(2)  Als Vertragspartei des SRÜ hat die Union an der Seite ihrer Mitgliedstaaten an der unbefristet eingesetzten 
informellen VN-Ad-hoc-Arbeitsgruppe (im Folgenden „Arbeitsgruppe“) zu Fragen im Zusammenhang mit der 
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb von Gebieten unter nationaler 
Hoheitsgewalt teilgenommen. Bei der letzten Sitzung der Arbeitsgruppe wurde vorgeschlagen, im Rahmen des 
SRÜ ein internationales rechtsverbindliches Instrument betreffend die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der 
biologischen Vielfalt der Meere in Gebieten außerhalb nationaler Hoheitsgewalt (im Folgenden „Instrument“) zu 
entwickeln. 

(3)  Im Anschluss an die von der Arbeitsgruppe am 23. Januar 2015 angenommenen Empfehlungen hat die VN- 
Generalversammlung am 19. Juni 2015 die Resolution 69/292 verabschiedet, mit der vor der Abhaltung einer 
Regierungskonferenz ein Vorbereitungsausschuss eingerichtet wird, der allen Mitgliedstaaten der VN, Mitgliedern 
der Sonderorganisationen und den Vertragsparteien des SRÜ offen steht und der VN-Generalversammlung 
inhaltliche Empfehlungen zu den Elementen des Entwurfs eines Instruments geben soll. Der Vorbereitungs­
ausschuss wird seine Arbeit im Jahr 2016 aufnehmen und der Generalversammlung bis Ende 2017 über die 
Fortschritte Bericht erstatten. Die Generalversammlung wird dann über die Einberufung und den Zeitpunkt einer 
Regierungskonferenz entscheiden, die die Empfehlungen des Vorbereitungsausschusses prüfen und ein 
internationales rechtsverbindliches Instrument im Rahmen des SRÜ ausarbeiten soll. 

(4)  Die Union und ihre Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des SRÜ. Die Union sollte an der Seite ihrer 
Mitgliedstaaten an den Verhandlungen über die Elemente des Entwurfs eines Instruments im Vorbereitungs­
ausschuss teilnehmen. Die Beteiligungsrechte der Union in Bezug auf die Sitzung dieses Ausschusses sind von 
Ziffer 1 Buchstabe j der Resolution 69/292 abgedeckt. 

(5)  Dieser Beschluss zur Aufnahme von Verhandlungen und die Verhandlungsrichtlinien können zu einem späteren 
Zeitpunkt durch einen weiteren Beschluss mit Verhandlungsrichtlinien für die Beteiligung an einer Regierungs­
konferenz ergänzt werden. 

(6)  Die Angelegenheiten, die Gegenstand der Verhandlungen sind, können sowohl in die Zuständigkeit der Union als 
auch in die der Mitgliedstaaten fallen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, im Namen der Union in Bezug auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der 
Union fallen und zu denen die Union Vorschriften erlassen hat, im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen in Sitzungen des mit der Resolution 69/292 der VN-Generalversammlung eingerichteten VN-Vorbereitungsaus­
schusses über die Elemente des Entwurfs eines internationalen rechtsverbindlichen Instruments betreffend die Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere in Gebieten außerhalb nationaler Hoheitsgewalt zu 
verhandeln. 
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Artikel 2 

Die Kommission führt die Verhandlungen im Namen der Union, soweit sie Angelegenheiten betreffen, die in die 
Zuständigkeit der Union fallen und zu denen die Union Vorschriften erlassen hat, gemäß den Verhandlungsrichtlinien im 
Addendum zu diesem Beschlusses. Die Verhandlungsrichtlinien können nicht so verstanden werden, dass sie die 
jeweiligen Zuständigkeiten der Union und der Mitgliedstaaten in irgendeiner Weise berühren. 

Artikel 3 

Die Kommission führt die Verhandlungen im Benehmen mit einem Sonderausschuss, der hiermit eingesetzt wird. Der 
Sonderausschuss ist die Arbeitsgruppe „Seerecht“ (COMAR) 

Artikel 4 

Soweit der Gegenstand der Verhandlungen in die Zuständigkeit sowohl der Union als auch ihrer Mitgliedstaaten fällt, 
sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten während der Verhandlungen eng zusammenarbeiten, damit die Union 
und ihre Mitgliedstaaten auf internationaler Ebene geschlossen auftreten. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss ist an die Kommission gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 22. März 2016. 

Im Namen der Rates 

Der Präsident 
A.G. KOENDERS  
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BESCHLUSS (EU) 2016/456 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 4. März 2016 

über die Bedingungen und Modalitäten der Untersuchungen des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung in der Europäischen Zentralbank zur Bekämpfung von Betrug, Korruption 
und sonstigen gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten rechtswidrigen Handlungen 

(EZB/2016/3) 

(Neufassung) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere 
auf Artikel 12.3, 

gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 4 Absätze 1 und 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 sieht vor, dass das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(nachfolgend das „Amt“) in den durch die Verträge oder auf deren Grundlage geschaffenen Organen, 
Einrichtungen, Ämtern und Agenturen administrative Untersuchungen (nachfolgend „interne Untersuchungen“) 
eröffnet und durchführt, um Betrug, Korruption und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union 
gerichteten rechtswidrigen Handlungen zu bekämpfen. Zu diesem Zweck untersucht das Amt schwerwiegende 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit der Ausübung der beruflichen Tätigkeit, die eine Verletzung der 
Verpflichtungen der Beamten und sonstigen Bediensteten der Union, die disziplinarisch oder gegebenenfalls 
strafrechtlich geahndet werden kann, oder eine Verletzung der analogen Verpflichtungen der Mitglieder der 
Organe und Einrichtungen, der Leiter der Ämter und Agenturen oder der Mitarbeiter der Organe, Einrichtungen, 
Ämter oder Agenturen, die nicht dem Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und den Beschäfti­
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Union (nachfolgend das „Statut“) unterliegen, darstellen. 

(2)  Bei der Europäischen Zentralbank (EZB) sind solche beruflichen Tätigkeiten und Verpflichtungen, insbesondere 
die Verpflichtungen im Hinblick auf berufliches Verhalten und Geheimhaltung, a) in den Beschäftigungsbe­
dingungen für das Personal der Europäischen Zentralbank, b) in den Dienstvorschriften der Europäischen 
Zentralbank, c) in Anhang IIb der Beschäftigungsbedingungen über die Bedingungen für befristete Arbeitsver­
hältnisse und d) in den Regeln der Europäischen Zentralbank für befristete Arbeitsverhältnisse festgelegt; weitere 
Bestimmungen sind e) im Verhaltenskodex für die Mitglieder des EZB-Rates (2), f) im Ergänzenden Kodex der 
Ethik-Kriterien für die Mitglieder des Direktoriums der Europäischen Zentralbank (3) sowie g) im Verhaltenskodex 
für die Mitglieder des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank (4) (zusammen nachfolgend die 
„Beschäftigungsbedingungen der EZB“) enthalten. 

(3)  Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 führt das Amt im Zusammenhang mit 
dem Schutz der finanziellen Interessen der Union und der Bekämpfung des Betrugs und sonstiger gegen die 
finanziellen Interessen der Union gerichteter rechtswidriger Handlungen „administrative Untersuchungen 
innerhalb der Organe, Einrichtungen, Ämter und Agenturen“ gemäß den Bedingungen der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 883/2013 und den Beschlüssen der jeweiligen Organe, Einrichtungen, Ämter oder Agenturen durch. 
Gemäß Artikel 4 Absatz 7 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 müssen die einzelnen Organe, 
Einrichtungen, Ämter und Agenturen einen Beschluss fassen, der „insbesondere eine Vorschrift über die Pflicht 
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der Beamten oder sonstigen Bediensteten, der Mitglieder eines der Organe oder Einrichtungen, der Leiter der 
Ämter oder Agenturen sowie der Mitarbeiter, mit dem Amt zusammenzuarbeiten und ihm Auskunft zu erteilen, 
umfasst, wobei die Vertraulichkeit der internen Untersuchung zu gewährleisten ist“. Nach der Unionsrecht­
sprechung darf das Amt eine Untersuchung nur aufgrund hinreichend ernsthafter Verdachtsmomente eröffnen (1). 

(4)  Gemäß Erwägungsgrund 12 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 erfolgen die Untersuchungen im 
Einklang mit den Verträgen, insbesondere mit dem Protokoll Nr. 7 über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Union und unter Einhaltung des Statuts, der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, insbesondere 
dem Billigkeitsgrundsatz, dem Recht der Beteiligten, zu den sie betreffenden Sachverhalten Stellung zu nehmen, 
und dem Grundsatz, dass sich die Schlussfolgerungen aus einer Untersuchung nur auf beweiskräftige Tatsachen 
gründen dürfen, sowie allgemeinen Grundsätzen, die allen Mitgliedstaaten gemeinsam und vom Gerichtshof der 
Europäischen Union anerkannt sind, wie zum Beispiel der Vertraulichkeit der Rechtsberatung (Anwaltsgeheimnis). 
Zu diesem Zweck legen die Organe, Einrichtungen, Ämter und Agenturen die Bedingungen für die Durchführung 
interner Untersuchungen fest. 

(5)  Der Beschluss EZB/2004/11 (2) wurde gefasst, um die Bedingungen für die Durchführung interner 
Untersuchungen bei der EZB gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (3) festzulegen. Da die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 durch die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
aufgehoben und ersetzt wurde und neue Organe der EZB seit Erlass des Beschlusses EZB/2004/11 eingerichtet 
wurden, ist eine Änderung des derzeitigen rechtlichen Rahmens notwendig. 

(6)  Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates (4) wurde ein Aufsichtsgremium als internes Organ der 
EZB zur Planung und Ausführung der der EZB im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute 
übertragenen besonderen Aufgaben eingerichtet. Auf der Grundlage von Artikel 24 Absatz 1 und Artikel 25 
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 hat die EZB einen Administrativen Überprüfungsausschuss (5) und 
eine Schlichtungsstelle (6) eingerichtet. Darüber hinaus hat die EZB auf der Grundlage von Artikel 3 Absatz 1 und 
Artikel 143 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Europäischen Zentralbank (EZB/2014/17) (7) für die 
Beaufsichtigung jedes einzelnen bedeutenden beaufsichtigten Unternehmens oder jeder einzelnen bedeutenden 
beaufsichtigten Gruppe ein gemeinsames Aufsichtsteam und Vor-Ort-Prüfungsteam eingerichtet. Anschließend hat 
die EZB auf der Grundlage von Artikel 9a bzw. Artikel 9b der Geschäftsordnung der Europäischen 
Zentralbank (8) einen Ethikausschuss (9) und einen Prüfungsausschuss eingerichtet. 

(7)  Dieser Beschluss ist auf Mitglieder der gemeinsamen Aufsichtsteams und Vor-Ort-Prüfungsteams, die nicht den 
Beschäftigungsbedingungen der EZB unterliegen, anzuwenden. Mitarbeiter der nationalen zuständigen Behörden, 
die Mitglieder der gemeinsamen Aufsichtsteams und der Vor-Ort-Prüfungsteams sind, fallen in den Zuständig­
keitsbereich der EZB in Arbeitsfragen bezüglich der nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 auf die EZB 
übertragenen Aufgaben. Gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ist die EZB dafür 
verantwortlich, dass der einheitliche Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism — SSM) wirksam und 
einheitlich funktioniert. Gemäß Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 146 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 
(EZB/2014/17) unterliegen die Mitglieder der gemeinsamen Aufsichtsteams und Vor-Ort-Prüfungsteams den 
Weisungen des jeweiligen JST-Koordinators. Diese Bestimmungen beruhen auf Artikel 6 Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 gemäß dem die EZB ermächtigt ist, ein Rahmenwerk zur Gestaltung der praktischen 
Modalitäten für die Durchführung der Zusammenarbeit im Rahmen des SSM anzunehmen. 

(8)  Bei Erlass dieses Beschlusses obliegt es der EZB, etwaige Einschränkungen von internen Untersuchungen zu 
rechtfertigen, die Auswirkungen auf spezifische, der EZB gemäß Artikel 127 und Artikel 128 des Vertrags und 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 anvertraute Aufgaben und Pflichten haben. Durch diese Einschränkungen 
soll die für bestimmte Informationen der EZB erforderliche Geheimhaltung sichergestellt werden und die Absicht 
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des Gesetzgebers umgesetzt werden, die Betrugsbekämpfung zu stärken. Abgesehen von diesen spezifischen 
Aufgaben und Pflichten sollte die EZB auch im Sinne dieses Beschlusses als eine den sonstigen Organen und 
Einrichtungen der Union ähnliche öffentliche Einrichtung behandelt werden. 

(9)  In Ausnahmefällen könnte die Verbreitung bestimmter vertraulicher Informationen außerhalb der EZB, die sie zur 
Durchführung ihrer Aufgaben besitzt, das Funktionieren der EZB ernsthaft beeinträchtigen. In diesen Fällen sollte 
die Entscheidung über die Gewährung des Zugangs des Amtes zu Informationen oder die Übermittlung von 
Informationen an das Amt vom Direktorium getroffen werden. In Bereichen wie zum Beispiel geldpolitische 
Beschlüsse oder Geschäfte im Zusammenhang mit der Verwaltung der Währungsreserven und Devisenmarktinter­
ventionen sollte Zugang zu Informationen gewährt werden, die mehr als ein Jahr alt sind. Einschränkungen in 
anderen Bereichen, wie zum Beispiel bezüglich Informationen über die nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
auf die EZB übertragenen Aufgaben, oder Daten über die Stabilität des Finanzsystems oder einzelner 
Kreditinstitute, die die EZB von den nationalen zuständigen Behörden erhalten hat, sowie Informationen über die 
Sicherheitsmerkmale und die technischen Merkmale gegenwärtiger und zukünftiger Euro-Banknoten sollten nicht 
auf bestimmte Zeiträume beschränkt sein. Obwohl der Umfang der Informationen, deren Verbreitung außerhalb 
der EZB das Funktionieren der EZB ernsthaft beeinträchtigen könnte, durch diesen Beschluss auf bestimmte 
Tätigkeitsbereiche beschränkt werden sollte, ist es erforderlich, die Möglichkeit vorzusehen, diesen Beschluss an 
unvorhergesehene Entwicklungen anzupassen, um sicherzustellen, dass die EZB weiterhin die ihr durch den 
Vertrag übertragenen Aufgaben erfüllen kann. 

(10)  Dieser Beschluss sollte berücksichtigen, dass die Mitglieder des EZB-Rates und des Erweiterten Rates, die nicht 
gleichzeitig Mitglieder des Direktoriums der EZB sind, zusätzlich zu ihren Aufgaben innerhalb des Europäischen 
Systems der Zentralbanken nationale Aufgaben erfüllen, und dass die Mitglieder des Aufsichtsgremiums der EZB, 
der Schlichtungsstelle, der gemeinsamen Aufsichtsteams und Vor-Ort-Prüfungsteams, die die nationalen 
zuständigen Behörden der teilnehmenden Mitgliedstaaten vertreten, zusätzlich zu ihren Aufgaben aus der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 nationale Aufgaben erfüllen. Die Erfüllung dieser nationalen Aufgaben unterliegt 
nationalem Recht und überschreitet den Rahmen der internen Untersuchungen des Amtes. Dieser Beschluss sollte 
daher lediglich auf die beruflichen Tätigkeiten der genannten Personen anwendbar sein, die sie in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder des EZB-Rates, des Erweiterten Rates, des Aufsichtsgremiums, der Schlichtungsstelle, der 
gemeinsamen Aufsichtsteams und Vor-Ort-Prüfungsteams ausüben. 

(11) Dieser Beschluss sollte zudem berücksichtigen, dass die externen Mitglieder des Administrativen Überprüfungsaus­
schusses, des Prüfungsausschusses und des Ethikausschusses der EZB zusätzlich zu ihren Mandaten andere 
Aufgaben erfüllen können. Die Erfüllung dieser Aufgaben überschreitet den Rahmen der internen Untersuchungen 
des Amtes. Dieser Beschluss sollte daher lediglich auf die beruflichen Tätigkeiten der genannten Personen 
anwendbar sein, die sie in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Administrativen Überprüfungsausschusses, des 
Prüfungsausschusses und des Ethikausschusses der EZB ausüben. 

(12)  Gemäß Artikel 37.1 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
(nachfolgend die „Satzung des ESZB“) dürfen die Mitglieder der Leitungsgremien und die Mitarbeiter der EZB auch 
nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses keine der Geheimhaltungspflicht unterliegenden Informationen 
weitergeben. Gemäß Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unterliegen die Mitglieder des 
Aufsichtsgremiums, die Mitarbeiter der EZB und von den teilnehmenden Mitgliedstaaten abgeordnetes Personal, 
die Aufsichtsaufgaben wahrnehmen, auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit denselben Geheimhaltungs­
pflichten. Gleiches gilt gemäß Artikel 22 Absatz 1 des Beschlusses EZB/2014/16 bzw. Artikel 2 Absatz 4 des 
Beschlusses (EU) 2015/433 (EZB/2014/59) für die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Administrativen 
Überprüfungsausschusses der EZB und für die Mitglieder des EZB-Ethikausschusses. Gemäß Absatz 6 des Mandats 
des Prüfungsausschusses (1) geben die Mitglieder des Prüfungsausschusses keinerlei Informationen vertraulicher 
Art, von denen sie während der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten, an Personen oder Stellen außerhalb 
der EZB/des Eurosystems weiter. Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 unterliegen das 
Amt und seine Bediensteten denselben Vertraulichkeits- und beruflichen Geheimhaltungspflichten wie die, die 
gemäß der Satzung des ESZB und den Beschäftigungsbedingungen der EZB für das Personal der EZB gelten. 

(13)  Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 lassen die nationalen zuständigen 
Behörden den Mitarbeitern des Amtes im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften die zur wirksamen 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderliche Unterstützung zukommen. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und die EZB sind Unterzeichner des Abkommens über den Sitz der Europäischen Zentralbank vom 
18. September 1998 (2), mit dem das Protokoll Nr. 7 über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union 
im Hinblick auf die EZB umgesetzt wird und das Bestimmungen über die Unverletzlichkeit der Räumlichkeiten, 
Archive und Kommunikation der EZB sowie über die diplomatischen Vorrechte und Befreiungen der Mitglieder 
des Direktoriums der EZB enthält. 

(14)  Angesichts der Ersetzung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 durch die Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 883/2013 und der Vielzahl der erforderlichen Änderungen sollte der Beschluss EZB/2004/11 aufgehoben und 
durch diesen Beschluss ersetzt werden — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

Dieser Beschluss gilt für: 

—  Mitglieder des EZB-Rates und des Erweiterten Rates der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als Mitglieder 
dieser Beschlussorgane der EZB betreffen, 

—  Mitglieder des Direktoriums der EZB, 

—  Mitglieder des Aufsichtsgremiums der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als Mitglieder dieses Organs 
betreffen, 

—  Mitglieder des Administrativen Überprüfungsausschusses der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als 
Mitglieder dieses Organs betreffen, 

—  Mitglieder der Schlichtungsstelle der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als Mitglieder dieses Organs betreffen, 

—  Mitglieder des Prüfungsausschusses der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als Mitglieder dieses Organs 
betreffen, 

—  Mitglieder des Ethikausschusses der EZB in Angelegenheiten, die ihre Funktion als Mitglieder dieses Organs betreffen, 

—  Mitglieder der Leitungsgremien und Mitarbeiter der nationalen Zentralbanken oder nationalen zuständigen Behörden, 
die als Stellvertreter und/oder Begleitpersonen in diese Funktion betreffenden Angelegenheiten an den Sitzungen des 
EZB-Rates, des Erweiterten Rates und des Aufsichtsgremiums teilnehmen, 

(nachfolgend gemeinsam die „Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen“) und 

—  dauerhaft oder befristet beschäftigte Mitarbeiter der EZB, für die die Beschäftigungsbedingungen der EZB gelten, 

—  Personen, die auf einer anderen Grundlage als aufgrund eines Arbeitsvertrags für die EZB tätig sind, einschließlich 
Mitarbeitern der nationalen zuständigen Behörden, die Mitglieder der gemeinsamen Aufsichtsteams und der Vor-Ort- 
Prüfungsteams sind, in Angelegenheiten, die ihre Tätigkeit für die EZB betreffen, 

(nachfolgend gemeinsam die „relevanten Personen“). 

Artikel 2 

Pflicht zur Zusammenarbeit mit dem Amt 

Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen der Verträge, des Protokolls Nr. 7 über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Union, der Satzung des ESZB und dem Statut, unter uneingeschränkter Wahrung der Menschenrechte, 
Grundfreiheiten und allgemeinen Grundsätze, die allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind, sowie vorbehaltlich der in der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 vorgesehenen Verfahren und vorbehaltlich der Bestimmungen dieses 
Beschlusses kooperieren die Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen und die relevanten Personen 
unter Wahrung der Vertraulichkeit der internen Untersuchung mit dem Amt und erteilen ihm Auskunft. 

Artikel 3 

Pflicht zur Meldung von Informationen über rechtswidrige Handlungen 

(1) Jede relevante Person, die Kenntnis von Informationen erhält, aufgrund deren sich der Verdacht auf mögliche Fälle 
von Betrug, Korruption oder sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union 
ergibt, legt diese Informationen unverzüglich entweder dem Direktor Interne Revision, dem für seinen Geschäftsbereich 
zuständigen Manager oder dem für seinen Geschäftsbereich in erster Linie zuständigen Mitglied des Direktoriums vor. 
Die genannten Personen übermitteln die Informationen unverzüglich dem Generaldirektor Sekretariat. Eine Übermittlung 
von Informationen gemäß diesem Artikel darf auf keinen Fall dazu führen, dass die relevante Person ungerecht behandelt 
oder diskriminiert wird. 

(2) Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen, die Kenntnis von Informationen gemäß Absatz 1 
erhalten, unterrichten den Generaldirektor Sekretariat oder den Präsidenten hiervon. 
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(3) Werden dem Generaldirektor Sekretariat oder gegebenenfalls dem Präsidenten Informationen gemäß Absatz 1 
oder 2 übermittelt, leiten sie vorbehaltlich des Artikels 4 dieses Beschlusses diese Informationen unverzüglich an das 
Amt weiter und unterrichten die Direktion Interne Revision und gegebenenfalls den Präsidenten hierüber. 

(4) In Fällen, in denen einem Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen oder einer relevanten Person 
konkrete Informationen vorliegen, die ein mögliches Vorliegen von Betrugs- oder Korruptionsfällen oder sonstiger 
rechtswidriger Handlungen im Sinne von Absatz 1 begründen und der betreffende Teilnehmer an den Beschlussorganen 
und anderen Organen oder die relevante Person zugleich hinreichenden Grund zur Annahme hat, dass die Einhaltung 
des in den vorstehenden Absätzen festgelegten Verfahrens im Einzelfall verhindern würde, dass diese Informationen dem 
Amt ordnungsgemäß gemeldet werden, darf er diese Informationen dem Amt unmittelbar, ohne dass er Artikel 4 
unterliegt, melden. 

Artikel 4 

Zusammenarbeit mit dem Amt bei vertraulichen Informationen 

(1) In Ausnahmefällen, in denen die Verbreitung bestimmter Informationen außerhalb der EZB das Funktionieren der 
EZB ernsthaft beeinträchtigen könnte, wird die Entscheidung, dem Amt Zugang zu solchen Informationen zu gewähren 
oder dem Amt solche Informationen zu übermitteln, vom Direktorium getroffen. Dies gilt für: Informationen über 
geldpolitische Beschlüsse oder Geschäfte im Zusammenhang mit der Verwaltung der Währungsreserven und 
Devisenmarktinterventionen, wenn diese Informationen weniger als ein Jahr alt sind; Informationen über die nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 auf die EZB übertragenen Aufgaben; Daten über die Stabilität des Finanzsystems oder 
einzelner Kreditinstitute, die die EZB von den nationalen zuständigen Behörden erhält; sowie Informationen über die 
Sicherheitsmerkmale und technischen Merkmale der Euro-Banknoten. 

(2) Bei einer solchen Entscheidung berücksichtigt das Direktorium alle maßgeblichen Faktoren, wie zum Beispiel das 
Maß der Vertraulichkeit der vom Amt für die Untersuchung benötigten Informationen, ihre Bedeutung für die 
Untersuchung sowie die Schwere des Verdachts, wie sie das Amt, der Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen 
Organen oder die relevante Person gegenüber dem Präsidenten darlegt, sowie den Umfang des Risikos für das zukünftige 
Funktionieren der EZB. Wird der Zugang verweigert, so müssen die Gründe dafür in der Entscheidung angegeben 
werden. Das Direktorium kann beschließen, dem Amt keinen Zugang zu Daten über die Stabilität des Finanzsystems 
oder einzelner Kreditinstitute zu gewähren, sofern das Direktorium oder die betreffende, nationale zuständige Behörde 
der Auffassung ist, dass die Weitergabe der betreffenden Informationen die Stabilität des Finanzsystems oder einzelner 
Kreditinstitute gefährden würde. 

(3) In besonderen Ausnahmefällen, die Informationen im Zusammenhang mit einem bestimmten Tätigkeitsbereich 
der EZB betreffen, deren Vertraulichkeit derjenigen der in Absatz 1 genannten Kategorien von Informationen entspricht, 
kann das Direktorium vorläufig entscheiden, dem Amt keinen Zugang zu diesen Informationen zu gewähren. Auf diese 
Entscheidung, die höchstens 6 Monate gültig ist, findet Absatz 2 Anwendung. Danach wird dem Amt Zugang zu den 
betreffenden Informationen gewährt, sofern der EZB-Rat den vorliegenden Beschluss inzwischen nicht in der Weise 
geändert hat, dass er die betreffende Kategorie von Informationen zu den unter Absatz 1 fallenden Kategorien 
hinzugefügt hat. 

Artikel 5 

Unterstützung durch die EZB bei internen Untersuchungen 

(1) Wenn die Bediensteten des Amtes eine interne Untersuchung in der EZB eröffnen, gewährt ihnen der für die 
Sicherheit der EZB zuständige Manager Zugang zu den Räumlichkeiten der EZB, wenn sie eine vom Generaldirektor des 
Amtes ausgestellte schriftliche Ermächtigung vorlegen, aus der Folgendes hervorgeht: 

a)  die Identität und Berufsbezeichnung der Bediensteten innerhalb des Amtes; 

b)  der Gegenstand und Zweck der Untersuchung; 

c)  die Rechtsgrundlagen für die Durchführung der Untersuchung und die Ermittlungsbefugnisse, die sich aus diesen 
Rechtsgrundlagen ergeben. 

Der Präsident, der Vizepräsident und der Direktor Interne Revision werden hierüber umgehend unterrichtet. 
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(2) Die Direktion Interne Revision unterstützt das Amt bei der praktischen Durchführung von Untersuchungen. 

(3) Die Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen und die relevanten Personen stellen den 
Bediensteten des Amtes, die eine Untersuchung durchführen, alle gewünschten Informationen zur Verfügung, sofern die 
gewünschten Informationen nicht möglicherweise vertraulich im Sinne von Artikel 4 sind; das Direktorium entscheidet 
darüber, ob die Informationen zur Verfügung gestellt werden sollen. Die Direktion Interne Revision erfasst alle zur 
Verfügung gestellten Informationen. 

Artikel 6 

Unterrichtung der Betroffenen 

(1) In den Fällen, in denen die Möglichkeit einer persönlichen Implikation eines Teilnehmers an den Beschlussorganen 
und anderen Organen oder einer relevanten Person in Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen Handlungen im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 besteht, wird der Betroffene rasch unterrichtet, sofern dies nicht die Untersuchung 
beeinträchtigt (1). Auf keinen Fall dürfen einen Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen oder eine 
relevante Person mit Namen nennende Schlussfolgerungen gezogen werden, ohne dass ihm Gelegenheit gegeben wurde, 
sich zu den ihn betreffenden Tatsachen, einschließlich der ihn belastenden Tatsachen, zu äußern. Betroffene haben das 
Recht zu schweigen, sich nicht selbst zu belasten und einen Rechtsbeistand hinzuzuziehen. 

(2) In den Fällen, in denen aus ermittlungstechnischen Gründen absolute Geheimhaltung gewahrt werden muss und/ 
oder die die Hinzuziehung einer innerstaatlichen Justizbehörde erfordern, kann für einen begrenzten Zeitraum dem 
betreffenden Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen oder der relevanten Person mit Zustimmung 
des Präsidenten oder des Vizepräsidenten zu einem späteren Zeitpunkt Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 

Artikel 7 

Information über die Einstellung einer Untersuchung ohne weitere Maßnahme 

Kann am Ende einer internen Untersuchung keiner der Vorwürfe gegen den beschuldigten Teilnehmer an den Beschlus­
sorganen und anderen Organen oder gegen die relevante Person aufrechterhalten werden, so wird die interne 
Untersuchung ohne weitere Maßnahme auf Beschluss des Generaldirektors des Amtes eingestellt, der den betreffenden 
Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen oder die relevante Person schriftlich davon unterrichtet. 

Artikel 8 

Aufhebung der Immunität 

Ersuchen innerstaatlicher Polizei- oder Justizbehörden um Aufhebung der entsprechenden gerichtlichen Immunität eines 
Teilnehmers an den Beschlussorganen und anderen Organen oder einer relevanten Person in möglichen Fällen von 
Betrug, Korruption und sonstigen gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten rechtswidrigen Handlungen 
werden dem Generaldirektor des Amtes zur Stellungnahme vorgelegt. Der EZB-Rat entscheidet über die entsprechende 
Aufhebung der Immunität in Bezug auf Teilnehmer an den Beschlussorganen und anderen Organen, und das 
Direktorium entscheidet über die entsprechende Aufhebung der Immunität in Bezug auf relevante Personen. 

Artikel 9 

Inkrafttreten und Aufhebung 

(1) Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 
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(1) Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum 
freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1) gilt für jede Einschränkung der Informationen, die betroffenen Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten mitzuteilen sind. 



(2) Der Beschluss EZB/2004/11 wird mit Wirkung ab dem zwanzigsten Tag nach der Veröffentlichung des 
vorliegenden Beschlusses im Amtsblatt der Europäischen Union aufgehoben. 

(3) Bezugnahmen auf den Beschluss EZB/2004/11 gelten als Bezugnahmen auf den vorliegenden Beschluss. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 4. März 2016. 

Der Präsident der EZB 
Mario DRAGHI  
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BESCHLUSS (EU) 2016/457 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 16. März 2016 

über die Notenbankfähigkeit der von der Republik Zypern begebenen oder in vollem Umfang 
garantierten marktfähigen Schuldtitel (EZB/2016/5) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster 
Gedankenstrich, 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere 
auf Artikel 3.1 erster Gedankenstrich, Artikel 12.1, Artikel 18 und Artikel 34.1 zweiter Gedankenstrich, 

gestützt auf die Leitlinie (EU) 2015/510 der Europäischen Zentralbank vom 19. Dezember 2014 über die Umsetzung 
des geldpolitischen Handlungsrahmens des Eurosystems (Leitlinie allgemeine Dokumentation) (EZB/2014/60) (1), 
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 4, Titel I, II, IV, V, VI und VIII des Teils 4, sowie Teil 6, 

gestützt auf die Leitlinie EZB/2014/31 vom 9. Juli 2014 über zusätzliche zeitlich befristete Maßnahmen hinsichtlich der 
Refinanzierungsgeschäfte des Eurosystems und der Notenbankfähigkeit von Sicherheiten und zur Änderung der Leitlinie 
EZB/2007/9 (2), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3 und Artikel 8, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 18.1 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
können die Europäische Zentralbank (EZB) und die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Währung 
der Euro ist, Kreditgeschäfte mit Kreditinstituten und anderen Marktteilnehmern abschließen, wobei für die 
Darlehen ausreichende Sicherheiten zu stellen sind. Die Standardkriterien und die Mindestbonitätsanforderungen 
zur Bestimmung der Notenbankfähigkeit von marktfähigen Sicherheiten als Sicherheiten für geldpolitische 
Geschäfte des Eurosystems sind in der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60), insbesondere in Artikel 59 und 
Teil 4 Titel II, festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 1 Absatz 4 der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) kann der EZB-Rat die Instrumente, 
Anforderungen, Zulassungskriterien und Verfahren für die Durchführung von geldpolitischen Geschäften des 
Eurosystems jederzeit ändern. Gemäß Artikel 59 Absatz 6 der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) behält sich 
das Eurosystem das Recht vor, darüber zu entscheiden, ob eine Emission bzw. ein Emittent, Schuldner oder 
Garant die Bonitätsanforderungen des Eurosystems auf Basis der Informationen erfüllt, die das Eurosystem zur 
Gewährleistung einer angemessenen Risikoabsicherung des Eurosystems als relevant erachtet. 

(3) Abweichend von den Bonitätsanforderungen des Eurosystems für marktfähige Sicherheiten gelten die Bonitäts­
schwellenwerte des Eurosystems gemäß Artikel 8 der Leitlinie EZB/2014/31 nicht für marktfähige Schuldtitel, die 
von den Zentralregierungen der Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets begeben oder in vollem Umfang 
garantiert sind, für die ein Programm der Europäischen Union/des Internationalen Währungsfonds besteht, es sei 
denn, der EZB-Rat stellt fest, dass der betreffende Mitgliedstaat die mit der finanziellen Unterstützung und/oder 
dem makroökonomischen Programm verbundenen Auflagen nicht erfüllt. 

(4)  Ausnahmsweise wurden durch den Beschluss EZB/2013/13 (3) die auf von der Republik Zypern begebene oder in 
vollem Umfang garantierte marktfähige Schuldtitel anzuwendenden Mindestanforderungen des Eurosystems für 
die Bonitätsschwellenwerte zeitweilig ausgesetzt. Nachdem eine Maßnahme des Schuldenmanagements durch die 
Republik Zypern abgeschlossen wurde und nach der Bestätigung, dass sie die Auflagen des für sie geltenden 
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(1) ABl. L 91 vom 2.4.2015, S. 3. 
(2) ABl. L 240 vom 13.8.2014, S. 28. 
(3) Beschluss EZB/2013/13 vom 2. Mai 2013 über temporäre Maßnahmen hinsichtlich der Notenbankfähigkeit der von der Republik 

Zypern begebenen oder in vollem Umfang garantierten marktfähigen Schuldtitel (ABl. L 133 vom 17.5.2013, S. 26). 



Anpassungsprogramms in den Bereichen Wirtschaft und öffentliche Finanzen erfüllt, stellte der Beschluss 
EZB/2013/22 (1) die Notenbankfähigkeit der von der Republik Zypern begebenen oder in vollem Umfang 
garantierten marktfähigen Schuldtitel für die geldpolitischen Geschäfte des Eurosystems wieder her, wobei diese 
Schuldtitel besonderen Abschlägen unterliegen, und legte fest, dass die Republik Zypern als Mitgliedstaat des 
Euro-Währungsgebiets gilt, der ein Programm der Europäischen Union/des Internationalen Währungsfonds erfüllt. 

(5)  Derzeit gilt die Republik Zypern gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Leitlinie EZB/2014/31 als Mitgliedstaat des Euro- 
Währungsgebiets, der im Sinne von Artikel 8 dieser Leitlinie ein Programm der Europäischen Union/des 
Internationalen Währungsfonds erfüllt. Darüber hinaus bestimmt Artikel 8 Absatz 3 dieser Leitlinie, dass 
marktfähige Schuldtitel, welche von der Republik Zypern begeben oder in vollem Umfang garantiert wurden, den 
besonderen Abschlägen gemäß Anhang II dieser Leitlinie unterliegen. 

(6)  Aufgrund eines Ersuchens der Republik Zypern wurde das Programm des Internationalen Währungsfonds mit 
Wirkung vom 7. März 2016 beendet (2). Gemäß Artikel 1 der Vereinbarung über eine Finanzhilfefazilität 
zwischen dem Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), der Republik Zypern und der Central Bank of 
Cyprus (3) läuft das ESM-Programm am 31. März 2016 aus. Infolgedessen kann die Republik Zypern ab 1. April 
2016 nicht länger als Mitgliedstaat angesehen werden, für den ein Programm der Europäischen Union/des 
Internationalen Währungsfonds besteht. Ab diesem Zeitpunkt sind die Bedingungen für die temporäre 
Aussetzung der Bonitätsschwellenwerte des Eurosystems für von der Republik Zypern begebene oder in vollem 
Umfang garantierte marktfähige Schuldtitel gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Leitlinie EZB/2014/31 nicht mehr 
erfüllt. 

(7)  Der EZB-Rat hat daher beschlossen, dass die Standardkriterien und die Bonitätsschwellenwerte des Eurosystems 
ab 1. April 2016 auf von der Republik Zypern begebene oder in vollem Umfang garantierte marktfähige 
Schuldtitel anzuwenden sind und dass solche Schuldtitel den in der Leitlinie (EU) 2016/65 der Europäischen 
Zentralbank (EZB/2015/35) (4) festgelegten Standardabschlägen unterliegen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Notenbankfähigkeit der von der Republik Zypern begebenen oder in vollem Umfang garantierten marktfähigen 
Schuldtitel 

(1) Im Sinne von Artikel 8 der Leitlinie EZB/2014/31 wird die Republik Zypern nicht länger als Mitgliedstaat 
angesehen, für den ein Programm der Europäischen Union/des Internationalen Währungsfonds besteht. 

(2) Die Mindestanforderungen des Eurosystems für die Bonitätsschwellenwerte gemäß der Leitlinie (EU) 2015/510 
(EZB/2014/60), insbesondere gemäß Artikel 59 und Teil 4 Titel II, sind auf von der Republik Zypern begebene oder in 
vollem Umfang garantierte marktfähige Schuldtitel anzuwenden. 

(3) Marktfähige Schuldtitel, die von der Republik Zypern begeben oder in vollem Umfang garantiert wurden, 
unterliegen den besonderen Abschlägen gemäß Anhang II der Leitlinie EZB/2014/31 nicht mehr. 

(4) Bei Abweichungen des vorliegenden Beschlusses von der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) sowie der 
Leitlinie EZB/2014/31 gemäß ihrer jeweiligen Umsetzung auf nationaler Ebene durch die nationalen Zentralbanken jener 
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, ist dieser Beschluss maßgeblich. 
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(1) Beschluss EZB/2013/22 vom 5. Juli 2013 über temporäre Maßnahmen hinsichtlich der Notenbankfähigkeit der von der Republik 
Zypern begebenen oder in vollem Umfang garantierten marktfähigen Schuldtitel (ABl. L 195 vom 18.7.2013, S. 27). 

(2) Erklärung der Geschäftsführenden Direktorin des Internationalen Währungsfonds Christine Lagarde bezüglich Zypern, 7. März 2016, 
Pressemitteilung Nr. 16/94. 

(3) Abrufbar auf der Website des ESM unter www.esm.europa.eu. 
(4) Leitlinie (EU) 2016/65 der Europäischen Zentralbank vom 18. November 2015 über die bei der Umsetzung des geldpolitischen 

Handlungsrahmens des Eurosystems anzuwendenden Bewertungsabschläge (EZB/2015/35) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 30). 

http://www.esm.europa.eu


Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am 1. April 2016 in Kraft. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 16. März 2016. 

Der Präsident der EZB 
Mario DRAGHI  
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